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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Ich wünsche einen schönen guten Morgen!

Die 32. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet. Wenn einigermaßen Ruhe einkehrt, darf ich fortfahren.

Entschuldigt ist Herr Abg Mag Chorherr auf Grund von Krankheit, Herr Abg Florianschütz und Frau Abg Dr Laschan sind beruflich verhindert, Herr Abg Kenesei befindet sich im Ausland, und Herr Abg Mag Kowarik befindet sich auf Urlaub.

Vom Grünen Klub im Rathaus wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Landtages zum Thema „Novomatic wünscht – Wien spielt mit: Der Wiener Kniefall vor der Glücksspiellobby" eingebracht.

Ich habe in Entsprechung des § 120 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien zu dieser Sitzung eingeladen. 

Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in Sitzungen des Landtages auf Verlangen keine Geschäftsstücke verhandelt werden. Der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung festgeschrieben.

Gemäß § 15 Abs 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung gebe ich bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt ist.

Ich begrüße die Damen und Herren, unsere Gäste auf der Galerie.

Wir kommen nun zur Besprechung des Verlangens.

Zur Begründung hat sich Frau Abg Mag Vassilakou zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr, wobei ich bemerke, dass die Redezeit auf zehn Minuten beschränkt ist. – Bitte, Frau Abgeordnete.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren!

So sieht es aus bei uns: Wenn das Thema unangenehm ist beziehungsweise wenn es zumindest für bestimmte Fraktionen unangenehm ist, versuchen Sie, sich zu ersparen, was Sie zu hören bekommen werden. 

Ich werde es Ihnen aber nicht ersparen! Insbesondere werde ich es Ihnen, meine Damen und Herren von der FPÖ, nicht ersparen! Wir werden auf Sie noch zu sprechen kommen im Zusammenhang mit dem Kleinen Glücksspiel in Wien.

Hohes Haus! Während wir hier reden, verdient die Stadt an der Spielsucht von Menschen. 150 000 EUR werden es heute wieder sein, 150 000 EUR sind es täglich, und an die 55 Millionen EUR an Steuern nimmt die Stadt Wien pro Jahr auf Grund der Spielsucht von Menschen ein, die nicht gerade zu den Begütertsten und Reichsten in der Stadt gehören. Oder haben Sie jemals feine Herren in teuren Anzügen in irgendeiner der Spielhöllen beobachten können, die Tausende von Euro innerhalb weniger Stunden an Kleinen Glücksspiel-Automaten verspielen? – Nein! Die Reichen sind nicht die Kunden solcher Spielhöllen! Vielmehr sind es junge Menschen, ärmere Menschen oder auch Familienväter. Auch Familien werden auf diese Art und Weise in die Armut getrieben, und die Stadt verdient – wie gesagt – kräftig dabei, nämlich 55 Millionen EUR pro Jahr.

Meine Damen und Herren! Fahren Sie durch den 15., den 16. oder den 17. Bezirk! Ich gehe davon aus, dass diejenigen von Ihnen, die dort wohnen so wie ich, ganz genau wissen, von welchen Straßenzügen ich rede. Sie werden ganz genau nachvollzogen haben, wie im vergangenen Jahrzehnt ziemlich an jeder Ecke ein neues Automatencafe eröffnet hat, und ganz genau beobachtet haben, wie diese immer mehr werden und offensichtlich alle ein prächtiges Geschäft machen! Daher werden es immer mehr und noch mehr, und auf diese Art und Weise werden Tausende von Menschen in Wien in die Spielsucht getrieben.

Meine Damen und Herren! Inzwischen sind 30 000 Menschen in Wien spielsüchtig, und die Tendenz ist steigend! Es geht dabei um 30 000 Existenzen, und das bedeutet, dass Kinder keine Weihnachtsgeschenke bekommen, dass Kinder nicht auf Urlaub fahren können, dass ganze Familien zerrüttet sind und dass junge Menschen bereits in sehr jungen Jahren verschuldet sind. 

Ich kann Ihnen von einem speziellen Fall, den ich persönlich kennengelernt habe, berichten: Der Mann heißt Mario. Er hat mit 15 begonnen zu spielen. Heute ist er 26, und er hat innerhalb weniger Jahre 57 000 EUR an Automaten verspielt. Er hat eine sehr schwierige Geschichte hinter sich. Er ist erst seit sechs Monaten in Therapie. Und es gibt 30 000 Marios oder wie auch immer sie heißen mögen in dieser Stadt, die teilweise auch nicht in Betreuung sind, weil die Betreuungsstellen nicht mehr nachkommen. 

Und die Folgen all dessen hat die Allgemeinheit zu tragen, meine Damen und Herren! Die Folgen haben teilweise wiederum wir als Stadt Wien zu tragen, sei es über die Sozialhilfe, die ausgeschüttet werden muss, sei es aber auch in einer anderen Art und Weise, in der die Stadt sozusagen durch die Hintertür versuchen muss, gescheiterte Existenzen finanziell aufzufangen. Das psychische Leid und das, was innerhalb einer Familie passiert, können wir jedoch nicht auffangen. Das kann keine Stadtpolitik auffangen, und das kann man auch nicht mehr rückgängig machen.

Daher wundert es mich und frage ich mich, wie es denn sein kann, dass Sie heute da sitzen, teilweise vollkommen vergnügt miteinander schnattern und es Ihnen eigentlich relativ egal ist, dass demnächst im Nationalrat eine Novelle in diesem Zusammenhang beschlossen wird! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was ist das für eine Unterstellung? – Abg Godwin Schuster: Wie kannst du derartige Unterstellungen machen?) Das ist keine Unterstellung, mein Lieber! Das ist keine Unterstellung! Ich höre ja das Schnattern! Ich stehe hier und schaue in die Bänke und sehe, ob man mir zuhört! 
Ich sehe ganz genau, auf wie viel Interesse dieses Thema stößt! Ich sehe das! Würde dieses Thema interessieren, dann würde auch der Schnatterlärmpegel sinken! Sie können mir glauben, dass ich weiß und spüre, ob das Thema interessiert! Aber bitte, ich will an dieser Stelle korrekt sein, und ich nehme Sie von der SPÖ aus! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Wunderbar! Sie hören mir zu! Dann kommt der Krach von da drüben. Aber woher auch immer er kommt, sage ich: Das Haus widmet diesem Thema einmal mehr nicht jene Aufmerksamkeit, die es verdient, und dafür gibt es einen guten Grund, zu dem wir noch kommen werden. (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich sage es Ihnen klipp und klar – damit wir jetzt uns nicht mehr auf der Ebene von Zwischenrufen auszutauschen brauchen –, was ich will und warum es überhaupt zu diesem Sonderlandtag kommt: Ich will, dass Wien das kleine Automatenglücksspiel verbietet. Und ich will noch mehr, meine Damen und Herren. Ich will, dass Sie dazu beitragen und dass Wien Vorreiterin wird, indem wir jene Gesetzesnovelle, die auf Bundesebene kommt und die das Kleine Glücksspiel auf ganz Österreich ausweiten wird, stoppen. Ich will, dass Sie uns darin unterstützen, dass Wiener Nationalratsabgeordnete diesem Wahnsinn nicht ihre Zustimmung geben. Darum geht es uns hier. (Beifall bei den Grünen.)
Wenn Sie das auch vorhaben, wenn Sie unsere Anträge unterstützen wollen, dass wir das Kleine Glücksspiel in Wien verbieten, und darüber hinaus Vorreiter werden wollen, damit auch auf Bundesebene diese Ausweitungsnovelle – wie man dazu sagen muss – nicht kommt, dann kommen Sie hier heraus und sagen Sie das! Dafür werden Sie Applaus bekommen, und ich kann Ihnen zu 100 Prozent zusichern, dass Ihnen die ungebrochene Aufmerksamkeit der grünen Fraktion gesichert ist. (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) 

Nun wollen wir kurz erörtern, was dieses Gesetz mit sich bringt. Für diejenigen, die sich mit der Materie noch nicht auseinandergesetzt haben: Dieses Gesetz wird den Mindesteinsatz auf 10 EUR erhöhen. Dieses Gesetz bedeutet somit, dass innerhalb weniger Stunden tausende Euro an einem Abend verspielt werden können. Dieses Gesetz bringt jetzt außerdem die Möglichkeit, dass solche kleinen Automatenspielhöllen in ganz Österreich errichtet werden können. Das heißt, dass das Netz dieser Spielhöllen über ganz Österreich ausgeweitet wird, weil das Kleine Glücksspiel jetzt in allen Bundesländern erlaubt wird. 

Dieses Gesetz ist ein Gesetz, das der Novomatic und der Glücksspielautomatenlobby Wiens dient. Es ist ein Gesetz, das der Allgemeinheit und dem Staat nichts bringt und das auch der Stadt nichts bringt außer Scherben, zerrüttete Existenzen und Familien, die, wie gesagt, in die Armut getrieben werden. Es bringt nichts außer der Notwendigkeit, noch viel, viel mehr zu investieren, nämlich einerseits in die Betreuung und andererseits in die Bekämpfung der Beschaffungskriminalität.

Auf diese Tatsache will ich nämlich sehr wohl diejenigen von Ihnen, die so sehr auf Law and Order aus sind, insbesondere die Sicherheitssprecher von ÖVP und FPÖ aufmerksam machen: Es wird Ihnen nicht entgangen sein, dass die Beschaffungskriminalität aus dem Kleinen Glücksspiel längst die Beschaffungskriminalität etwa aus dem Drogenkonsum überschritten hat. Sie finden das jedoch offenbar alles vollkommen okay und schauen tatenlos zu, wie die Lex Novomatic demnächst im Nationalrat beschlossen wird.

Meine Damen und Herren! Ich will Ihnen abschließend noch etwas sagen: Ich habe eine Vermutung, warum es sich so verhält, dass hier so etwas ante portas steht und nicht gehandelt wird. – Die Erklärung dafür hat uns Herr Lopatka geliefert, als er vor Kurzem in einem Interview mit der „Kleinen Zeitung“ auf die Frage gemeint hat, ob er ausschließen könne, dass es Geldflüsse von der Novomatic in Richtung ÖVP gegeben hat. Hören Sie sich das an! Er sagt: „Das kann wahrscheinlich keine Partei ausschließen, dass es Geldflüsse von der Novomatic gegeben hat.“

Verehrte Damen und Herren! Ich kann das ausschließen! Ich kann zu 100 Prozent ausschließen, dass es Geldflüsse von der Novomatic an die Grünen gegeben hat!

Kommen Sie hier heraus und schließen Sie aus, dass es Geldflüsse gegeben hat! Schließen Sie aus, dass es Geldflüsse gegeben hat und erklären Sie uns, wie Sie zu den fetten Inseraten der Novomatic in Ihren Parteiblättern – in jenen der SPÖ, der FPÖ und der ÖVP – stehen und ob vielleicht ein Zusammenhang zwischen Ihrem Verhalten und der Novelle zum Kleinen Glücksspiel besteht!

Ich fordere Sie auf: Unterstützen Sie die grünen Anträge! Helfen Sie uns, das Kleine Glücksspiel zurückzudrängen, und ersparen Sie Wien Ihren Kniefall vor der Novomatic! (Beifall bei den Grünen.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich eröffne die Debatte. Für die nun folgenden Wortmeldungen möchte ich hinzufügen, dass die Redezeit für den Erstredner jeder Fraktion 30 Minuten beträgt. Die Redezeit jedes weiteren Redners und jeder weiteren Rednerin ist mit 15 Minuten begrenzt. Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Eigentlich könnte man die Diskussion kurz machen, weil wir alle wissen, dass das Glücksspiel, so wie es vor sich geht, in Österreich illegal ist. Sie wissen, dass es so ist, aber das ist Ihnen vollkommen egal!

In diesem Land wissen ÖVP, FPÖ, SPÖ und alle anderen, die zuständig sind, dass dieses Glücksspiel, wie es momentan besteht, illegal ist. Sie tun aber nichts. Auf Anzeigen wurde nicht reagiert, sonst haben Sie auch nichts getan, und es wurde auch Geld genommen. Das hat Maria Vassilakou vorher gesagt. Die Grünen sagen beinhart: Diese drei Parteien nehmen Geld von der Novomatic und beschließen am Ende ein Gesetz für die Novomatic. 

Ich werde Ihnen jetzt schildern, was passiert. Dafür kann man nicht geklagt werden, weil es die Wahrheit ist! Gehen wir es jetzt der Reihe nach durch. 

Was sagt das Bundesministerium für Finanzen, nicht den Grünen? – Nachdem die Geräte überprüft wurden, kommt das Bundesministerium für Finanzen, Steuer‑ und Zollkoordination, zu folgendem Ergebnis: „Bei sämtlichen Kontrollen und Überprüfungen im Rahmen des Aktionstages und der vorgelagerten Überprüfungshandlungen konnte bisher kein einziger Automat beobachtet und festgestellt werden, der sich nur auf das Kleine Glücksspiel beschränken würde. Sämtliche vorgefundenen Geräte waren immer mit einem deutlich höheren Einsatz und Gewinnlimit ausgestattet und stellten damit einen Eingriff in das Glücksspielmonopol dar.“

All das ist illegal, all das wurde angezeigt, es ist aber nichts geschehen! Die MA 36 hat von mir eine Anzeige bekommen und hätte das überprüfen sollen. Es ist aber nichts herausgekommen!

Jetzt erkläre ich noch ganz kurz, wie das geht. Der Novomatic‑Generaldirektor, Franz Wohlfahrt, wurde gefragt, welche Politiker er toll findet und ob er Vorbilder in der Politik hat. – Franz Wohlfahrt, ein Mann, der mit dem Glücksspiel Millionen verdient, wurde vom „profil“ gefragt: „Welche sind denn Ihre Lieblingspolitiker?“ – Darf man raten? Welche sind die Lieblingspolitiker von jemandem, der Millionen mit dem Glücksspiel verdient? Die Antwort lautete: „In Österreich sind es die Landeshauptleute Erwin Pröll und Michael Häupl.“ (Abg Dr Franz Ferdinand Wolf: Ist das so ungewöhnlich?) Nein! Das ist nicht ungewöhnlich, denn Herr Wohlfahrt verdient viel Geld mit den Gesetzen, die von Herrn Pröll und Michael Häupl unterstützt werden! Sie können sich zu dritt die Hände schütteln! Jeder verdient einen Haufen Geld damit! Er kann das auch ganz offen sagen, weil die Behörden ohnehin nichts tun!

„Diesseits von Gut und Böse“ heißt es im heute erschienenen „profil“. Das haben noch nicht alle gelesen. In diesem Artikel steht darüber alles. Mehr oder weniger müssen Sie sich gefallen lassen, dass Sie sich Ihre Politik abkaufen lassen. Der Preis ist uns nicht bekannt, weil Sie sich weigern, offenzulegen, wie viel Geld Sie von der Novomatic bekommen haben. Entsprechende Anträge gibt es. Sie sagen aber nichts dazu. Wir wissen nicht: Bekommen Sie 10 000 EUR? Oder kostet es 100 000 EUR? Wie viel kostet es, dass man am Ende ein Gesetz bekommt? 

Ich verwende jetzt meine Logik. Ich darf ja nicht sagen, dass das Gesetz 123 000 EUR oder 1,2 Millionen EUR kostet. Daher stelle ich jetzt folgende Überlegung an, und ich bitte alle mitzudenken. 

Wie laufen unserer Meinung nach die Geschäfte in Österreich? – Die Novomatic inseriert in einer Zeitung, und dann inseriert sie wieder in einer Zeitung. Bei Veranstaltungen der SPÖ in Bezirken hängen in den Sektionslokalen die Schilder von Novomatic und Admiral. Diese sponsern fleißig mit, zum Beispiel in der Donaustadt. Das ist aktuell zu sehen. Wir können jetzt hinfahren! Wenn wir wollen, Herr Schuster, können wir anschließend hinfahren! Das hängt jetzt dort. 

Die Admiral buttert also sehr viel Geld in drei Parteikassen, nämlich in die von FPÖ, ÖVP und SPÖ. Der Unterschied zwischen den drei Parteien besteht darin, dass die Sozialdemokratie und die Volkspartei schon immer getan haben, was die Novomatic gerne gesehen hat, während die Freiheitliche Partei – darauf wird dann mein Kollege Martin Margulies noch ganz genau eingehen – ihre Position geändert hat.

Maria Vassilakou hat vorher gesagt: So schaut es aus, wenn es unangenehm ist. Wie viele Leute kommen heute heraus und reden zu diesem Thema? – Wir reden über Spielsüchtige, über Leute, die sich umbringen, über Leute, die einen Selbstmordversuch mit Müh und Not überstehen, über Beschaffungskriminalität, über hunderte Millionen, die Sie den Familien wegnehmen. Und 55 Millionen stecken Sie in den eigenen Säckel, für Prävention oder Therapie gibt es jedoch keinen Cent. Das muss man immer dazu sagen! Sie streifen 55 Millionen ein, und kein Cent geht zum Beispiel an die Spielsuchthilfe, und es gibt keinen Cent für Prävention und Therapie. Wir haben das mehrfach gefordert, das wurde jedoch mehrfach abgelehnt. Ein entsprechender Antrag der GRÜNEN, das muss man dazu sagen, wurde abgelehnt, was auf gut Deutsch heißt: Wir wollen kein Geld dafür ausgeben!

Zur heutigen RednerInnenliste: Wir bemühen uns, etwa über den Jugendschutz in diesem Zusammenhang zu reden. Dafür stellen wir eine eigene Rednerin auf, weil das ein wichtiges Thema ist. Claudia Smolik wird genauer erklären, warum das nicht funktioniert und was hier zu tun ist. Während wir insgesamt fünf Redner und Rednerinnen zu diesem Thema diskutieren lassen, schicken alle anderen Parteien nur eine Person aus! Das tun Sie pro forma, damit es nicht heißt, Sie hätten gar nichts dazu gesagt. 

Es reden dazu aber nicht die Leute, die in der Vergangenheit darüber geredet haben. Herr Jung von der FPÖ, der eine Weile hier die Position vertreten hat, dass er auch gegen das Kleine Glücksspiel ist, sagt heute nichts! Er steht nicht auf der Rednerliste. Und es kommt niemand von der FPÖ heraus und erklärt uns, warum die Position geändert wurde. Heute spricht David Lasar. Er hat ein besseres Naheverhältnis zur Glücksspielindustrie. Herr Lasar oder zumindest Personen aus seinem familiären Umfeld haben schon Geld mit dem Kleinen Glücksspiel verdient. Es kommt heute also jemand anderer, nicht mehr Herr Jung. Er darf dazu nichts mehr sagen, Sie haben ihn abgedreht. Seine Position, dass er gesagt hat, dass er gegen das Kleine Glücksspiel ist, kann man im Protokoll nachlesen. Das muss ja nicht ich Ihnen vorlesen. Es steht nämlich ohnedies klipp und klar im Protokoll, dass Jung gesagt hat: Ich will all das nicht, die FPÖ ist dagegen.

Dann kommen aber plötzlich Inserate – ich erwähne das nur, damit man es weiß, den Zusammenhang und das Ergebnis muss man sich dann selbst im Kopf ausrechnen –, und plötzlich gibt es eine neue Position. Gekauft? Jeder kann sich selbst denken, ob man diese Gegenleistungen umsonst bekommt oder nicht! 

Ich persönlich bin auch etwas überrascht, was die Sozialdemokratie Frau Schinner antut! Was sie dafür kann, dass das Kleine Glücksspiel, die Novomatic, Michael Häupl und die SPÖ verbandelt sind, weiß ich nicht! Ich weiß nicht, was sie angestellt hat! Sie muss irgendeinen Fehler gemacht haben, dass sie sich hier zu diesem Thema äußern muss! Bis jetzt haben darüber andere Leute geredet! Früher sind andere Leute herausgekommen und haben den Kopf hingehalten. – Ich halte das für eine extrem unfaire Vorgangsweise! Das ist aber nicht mein Problem, das müssen sich die Leute in der Sozialdemokratie selbst untereinander ausmachen!

Ich habe es hier schon einmal gesagt: Die Sozialdemokratie in England, die Labour Party, hat auch Geld von einem Konzern genommen und dann ihre Politik in der Frage geändert. Dann haben alle gesagt: Das schaut gekauft aus! – Darauf wurde geantwortet, dass das damit nichts zu tun hat, man habe zwar Millionen bekommen, man habe seine Position aber nicht wegen dieser Millionen geändert, und das Geld werde zurückgezahlt. 

Die Sozialdemokratie in England hat nachher die Millionen, die sie bekommen haben, wieder zurückgegeben und interessanterweise auch die Position wieder geändert. Das könnte man da auch so machen! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sie bringen da lauter schmierige Unterstellungen!) Sagen Sie uns, wie viel Geld Sie bekommen haben! Warum sagen Sie uns das nicht? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nehmen Sie das Thema ernst, statt solche schmierigen Aussagen zu treffen!)

Warum darf ich das nicht sagen? Warum darf man nicht wissen, wie viel Geld die SPÖ von der Novomatic bekommt? Ich bin für Offenheit und Transparenz bei der Parteienfinanzierung! Ich würde gerne wissen: Was wird gezahlt? Was nimmt eine Partei? Und was geschieht nachher? – Dann kann sich jeder Mensch selbst ein Bild machen. Da fließt Geld in die Partei, dann gibt es eine Abstimmung, und es bleibt die Frage: Was hat das gekostet? Das kann sich jeder selbst ausrechnen. Das muss ja nicht ich jetzt konstruieren, sondern das wäre eigentlich Ihre Aufgabe!

Zur Untätigkeit der Behörden: Die MA 36 wurde angewiesen zu überprüfen, ob die Automaten illegal sind oder nicht. Lopatka sagt, dass sie illegal sind. Die Novelle kommt, weil SPÖ und ÖVP auf Bundesebene der Meinung sind, dass sie illegal sind. Die MA 36 hat allerdings keinen illegalen Apparat gefunden. Es wurden mehr als 3 000 Apparate überprüft, es wurde aber kein illegaler gefunden, also sind alle legal. Was trifft jetzt zu? Sie ändern das Gesetz auf Bundesebene, weil sie illegal sind, aber in Wien gibt es keinen illegalen Apparat!

Es sind alle illegal! Das sage nicht ich Ihnen, sondern dazu haben wir einen Packen von Gutachten, zum Beispiel von der Wirtschaftskammer. Dazu könnte die sozialdemokratische Rednerin vielleicht etwas sagen! Die Wirtschaftskammer hat in der Steiermark ein Gutachten in Auftrag gegeben, und in diesem kommt man zu dem Ergebnis, dass alles illegal ist. Dieses Gutachten ist allerdings in der Schublade verschwunden, das gibt es nicht offiziell. 

Offiziell gibt es ein anders Gutachten, das in Auftrag gegeben wurde, und darin steht das Gegenteil. Dieses Gutachten wurde natürlich nicht verteilt. Ich weiß nicht, ob dort Geld geflossen ist, das will ich niemandem unterstellen, aber interessanterweise ist dieses Gutachten nicht öffentlich geworden. Und solche Gutachten gibt es packelweise. 

Man muss es aber gar nicht mit mehreren Gutachten belegen, es genügt ja, dass das Finanzministerium auch der Meinung ist, dass das Glücksspiel, wie es jetzt stattfindet, illegal ist. 

Herr Wohlfahrt sagt: Michael Häupl ist mein Vorbild und mein Freund, und deswegen hat all das seine Richtigkeit.

Vorher war in einem Zwischenruf von „ernsthaft“ die Rede. – Dazu sage ich: Wen interessiert denn das soziale Elend in der Stadt in diesem Zusammenhang? (Zwischenruf von Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Ich bin jetzt seit neun Minuten am Wort. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: 25 Minuten lang habe ich jetzt kein ernstes Wort gehört!) Wir haben mehrfach versucht, darüber zu reden!

Wie viele Leute werden spielsüchtig? Was bedeutet das, wenn sie spielsüchtig sind? All das ist nachzulesen. Es interessiert aber niemanden! Wieso gibt es kein Geld für die Prävention? Warum gibt es keinen Cent für die Therapie? 

Man muss sich nur die diesbezüglichen Statistiken anschauen und darüber nachlesen. Es gibt einen Fall nach dem anderen. Ein Beispiel: Ferdinand ist 33, alles ist normal, er ist Kellner, er fängt an, bei den Automaten zu spielen, nimmt das Geld, das er beim Kellnerieren eigentlich zurückgeben müssen hätte, verspielt es, glaubt, dass er es dem Chef wieder zurückzahlen kann, aber das geht sich natürlich nicht aus. Irgendwann fliegt das Ganze auf, mittlerweile ist er vorbestraft, die Ehe ist in die Brüche gegangen, die Wohnung ist verloren, er steht vor dem Elend. 

Interessiert das irgendjemanden? – Ich glaube nicht! Vorher hat es geheißen, wir sollen etwas Seriöses sagen. Jetzt nenne ich einen sozialen Fall, und es wird nicht einmal zugehört. Aber das sind wir ja gewohnt!

Wir haben in der Vergangenheit gefordert und werden auch heute fordern: Setzen Sie sich mit diesem Thema ernsthaft auseinander! Wieso gibt es keine Enquete wie in der Steiermark? In der Steiermark hat eine Enquete zum Kleinen Glücksspiel mit einer langen Tagesordnung stattgefunden, es wurden viele ExpertInnen eingeladen, Referate zu halten, und es gab ein Referat zu den Erfahrungen eines betroffenen Spielers. Diese Enquete hat von 10 Uhr am Morgen bis 17 Uhr am Nachmittag gedauert. Sie hier legen jedoch Wert darauf, dass diese Sitzung so schnell wie möglich über die Bühne geht. Sie schicken genau eine Rednerin heraus.

Man könnte beispielsweise auch die medizinischen Erkenntnisse über die Spielsucht nachlesen. – Ihnen geht es ja zwischenzeitig nur ums Geld! Das Ergebnis dieser Enquete lautete: „Kleines Glücksspiel, großes Leid“ In diesem Papier ist zu lesen, dass die Firma Novomatic und andere Glücksspielbetreiber Geld mit dem Glücksspiel verdienen, die Gemeinden und Kommunen jedoch kein Geld mit dem Glücksspiel verdienen. Die Gemeinden und Kommunen zahlen nämlich die Strafverfolgung bei Beschaffungskriminalität, die Gerichtsverfahren, die SchuldnerInnenberatung und so weiter, und das ist am Ende kein Geschäft. Die Gemeinde nimmt Geld ein, wirft Geld hinaus – das soziale Elend der einzelnen Menschen ist da natürlich nicht bewertet –, macht jedoch kein Geschäft. Das Geld verdienen die Novomatic und andere Betreiber.

Das ist nicht von mir, sondern das ist das Ergebnis dieser Studie. Sie weigern sich, in Wien eine solche Studie machen zu lassen, und zwar aus gutem Grund, weil nämlich das Gleiche herauskommen würde. Sie machen kein Geschäft. Das ist nur ein vermeintliches Geschäft, eventuell für jemanden, der näher daran ist und vielleicht direkt einen Vorteil hat, weil er dort einen Job hat, etwa SPÖ-Ex-Innenminister Karl Schlögl. Der verdient natürlich Geld damit! Das trifft auch auf Johannes Hahn zu, der hier gesessen ist und gleichzeitig im Vorstand der Novomatic eine wichtige Funktion ausgeübt hat. Diese Leute verdienen natürlich gleichzeitig Geld! 

Ich muss zwischendurch festhalten, weil die Zwischenrufe auch immer protokolliert werden: Der Herr von der Landesregierung, der vorher einen Zwischenruf gemacht hat, ist jetzt auch nicht mehr da! Er hat gesagt, man soll inhaltlich über dieses Thema reden. Er hört sich diese Debatte ja auch nicht den ganzen Tag an! Er hört sich ja die fünf Reden nicht an! Die meisten von Ihnen hören nämlich prinzipiell bei diesem Thema gerne weg!

Wenn in Deutschland ein solches Gesetz kommt, gibt es entsprechende Vorbereitungen. So hat man sich etwa in Rheinland-Pfalz genau das überlegt, was man sich auch in Österreich überlegt hat: Wie regeln wir das Glücksspiel? – Im Dezember 2006 wurde eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Diese hat vier Jahre getagt, was noch nichts heißt, weil man ja zwischendurch keine Sitzung haben könnte. Dort gab es jedoch 92 wissenschaftliche Forschungsstudien, es wurden 117 Organisationen gefragt, was sie davon halten und was man damit machen soll, und am Ende wurde eine zweitägige Sitzung des entsprechenden Gremiums, das zuständig ist, abgehalten, um das zu beschließen.

So macht man es ordentlich! In Österreich lässt man sich hingegen ein paar Inserate in die Parteikassa schieben und sagt nachher: Danke, wir machen das so. Da gibt es keine Enquete. 

Das ist Ihre Verantwortung! Sie sagen, man soll ernsthaft darüber reden, Sie verweigern jedoch hier das Gespräch. Sie sagen, dass Sie das nicht machen wollen. Wir haben einen entsprechenden Antrag schon gestellt, und wir stellen ihn heute wieder. Wenn Sie Interesse daran haben, über das soziale Elend von Spielern und Spielerinnen zu reden, dann tun wir das hier doch! Sie werden dem heute aber wieder nicht zustimmen, das haben Sie ja schon angekündigt! Sie wollen nicht darüber reden! Ihnen wäre es am liebsten, dass ich auch nicht darüber reden darf. Das ist aber der schwere Teil in der Demokratie: Man muss es sich zumindest hier anhören, und zwar nicht zum ersten Mal, und das ist für Sie eine schwere Übung. 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Entschuldigen Sie, Herr Abgeordneter! Meine Damen und Herren! Ich darf bitten, den Geräuschpegel etwas zu dämpfen!

StR David Ellensohn (fortsetzend): Der Geräuschpegel ist eine Unterstellung, hat es vorher geheißen. (Abg Mag Maria Vassilakou: Davon habe ich vorher gesprochen!) Ich darf den Präsidenten sicherlich nicht zurechtweisen, und das tue ich auch nicht. Vorher hat es geheißen, dass es eine Unterstellung sei, wenn man sagt, dass die Leute nicht zuhören und miteinander reden. Jetzt haben wir es quasi amtlich! Jetzt ist es besser!

Wir werden heute wieder einmal einen Antrag betreffend die Abhaltung einer Enquete einbringen. Alle, die sagen, dass das, was hier geredet wird, unseriös ist, könnten Interessen daran haben und sagen: Machen wir es wissenschaftlich! Fragen wir die anderen Leute!

Warum streiten die Parteien miteinander? Laden wir Leute ein, die sich bei diesem Thema auskennen. Studienautoren gibt es massenhaft. Leute, die über „responsible gaming“ reden, gibt es massenhaft! Holen wir sie hierher! Sie sollen uns das erklären! Oder holen wir einen Spieler her! Er soll uns das erklären! 

Oder holen wir jemanden von der Polizei und fragen: Wie schaut es mit der Beschaffungskriminalität aus? Hat sich das geändert oder nicht? – Meiner Auskunft nach leider nicht. Oder eigentlich doch: Es gibt nämlich Banküberfälle sonder Zahl! Das lesen wir auch in den Tageszeitungen. Immer wieder steht als Begründung: Spielsucht an Automaten. Der Räuber hat das Geld gebraucht. 

Holen wir die Leute hierher! Wer will denn nicht, dass sie hier reden? Wer will nicht, dass sie herkommen? Sie werfen gleichzeitig den GRÜNEN vor, dass der Umgang damit unseriös ist, verweigern jedoch, dass überhaupt jemand aus diesem Bereich hier reden darf.

Wir fordern heute – und diesfalls werden Sie vielleicht noch einmal nachdenken, das ist ja nicht ausgeschlossen! – die Abhaltung einer Enquete zum Kleinen Glücksspiel.

Die Überprüfung der Automaten hat jetzt, laut Lopatka – und das ist immerhin ein Papier, das die SPÖ auf Bundesebene vermutlich so mittragen wird –, ergeben, dass eh alle illegal sind. Warum stehen die alle noch da draußen und tut keiner etwas dagegen? – Wenn diese Apparate so illegal sind, wie es in den Begründungen der Novelle auf Bundesebene steht, dann bitte beziehungsweise fordere ich die MA 36 auf: Gehen Sie hinaus, schauen Sie sich die Automaten an und ziehen Sie diese ein! Noch gibt es nämlich kein neues Gesetz, noch gelten die Gesetze, wie sie sind. Die Automaten in Wien, wie sie einer neben dem anderen stehen, sind illegal. Das sage nicht ich. Das sagen Ihre eigenen Leute. 

Schicken Sie die MA 36 aus! Ich muss sonst annehmen, dass man dort, warum auch immer, untätig ist, angeschaffterweise oder nicht. Überprüfen Sie diese Automaten! Wir haben den Verdacht, dass hier gegen das Glücksspielmonopol verstoßen wird. Wir teilen ausnahmsweise die Position von Herrn Lopatka: Ja! Diese Automaten sind illegal. Räumen Sie diese weg! Die Anzeige hat bis jetzt nichts gebracht. Machen Sie eine Studie zu den sozialen Folgekosten! Auch das haben Sie bis jetzt verweigert. 

Reden wir außerdem noch einmal – seriös, wie Sie gemeint haben – darüber, warum auf Bundesebene jetzt, da das Geld knapp ist, darüber nachgedacht wird, dass es genau in diesem Bereich, im Glücksspielssektor, Steuersenkungen gibt! Das weiß wahrscheinlich gar nicht jede Person in diesem Haus: Die Steuer auf Spielerträge in den Casinos wird von 48 Prozent auf 30 Prozent gesenkt. Das ist ein schönes Steuergeschenk! Darüber würde ich mich auch freuen! Jetzt kommt aber die Bonusnummer: Bei den Automatenlokalen ist es noch besser: Dort beträgt die Steuer nur 25 Prozent. Wenn man Automatenlokale hat, dann zahlt man also noch weniger Steuer. 

Womit wird das begründet? – Mit nichts! Mit Franz Wohlfahrt, der sagt: Meine Freunde sind Erwin Pröll und Michael Häupl! So wird das begründet! Sonst wird das überhaupt nicht begründet. Es gibt keine inhaltliche Begründung, warum die Automatenlokale in Zukunft weniger Steuern zahlen sollen als bisher.

Kann mir das irgendjemand erklären? – Natürlich nicht! Dann müssten Sie nämlich offenlegen, wie viel Geld fließt, und das wollen sie nicht!

All das sage nicht nur ich hier, sondern all das kann man zum Glück in den Zeitungen lesen. Darüber schreibt etwa in den „Salzburger Nachrichten“ Frau Monika Graf, die sich wundert, warum in Zeiten der Budgetknappheit genau die Automatenlokale eine Steuersenkung erfahren und die niedrigsten Steuern von allen zahlen. Die Automatenlokale sind genau die, die wir nicht haben wollen! Für diese haben Sie sich eine Spezialsteuer ausgedacht. Vielleicht erklärt mir einmal jemand, welchen Zweck das hat, außer dass es viel Geld bringt!

Wie viele Automaten haben wir in Wien? Die meisten von Ihnen werden zwar intern informiert, aber es werden Ihnen halt auch nur die George Orwell-Wahrheiten von Herrn Lopatka erzählt. 

Nach dem Gesetz gibt es angeblich einen besseren Jugendschutz. – Nein! Das wird Ihnen meine Kollegin Smolik anschließend noch erklären. (Abg David Lasar: Was Sie sagen, stimmt ja gar nicht!)
Nach diesem Gesetz gibt es angeblich nicht mehr Automaten in Wien. – Falsch! Nach diesem Gesetz, wenn Sie und Ihre Leute diesem auf Bundesebene zustimmen, ist es erlaubt, dass in Wien nicht wie bisher kleine Einheiten mit zwei Automaten pro Lokal aufgestellt sind, sondern es dürfen 50 Automaten aufgestellt sein, und zwar an jedem Eck. Es ist aber nur die Anzahl an Automaten begrenzt, die genau in dieses Gesetz fallen. Nicht begrenzt hingegen ist die Anzahl der Videoterminals. Das kennt man aber nicht auseinander, wenn man davor steht: Die Automaten schauen alle gleich aus, man wirft Geld ein, und das Geld ist fort. Man lässt die Hunderterscheine einziehen, aber der Server steht nicht in Wien, und deswegen gilt es nicht. Davon können 5 000 oder 10 000 aufgestellt sein. Theoretisch kann in jeder Wohnung einer stehen. – All das ermöglicht dieses Gesetz.

Ich weiß nicht, ob man Ihnen das auch sagt! Sie lesen vielleicht nur die zwei Zeilen: Endlich besserer Spielerschutz. Wie schaut denn der bessere Spielerschutz aus? – Momentan darf ein Spieler alles einklagen, was er in der Vergangenheit verloren hat: 500 000 oder 1 Million EUR. Es gibt eine große Anzahl solcher Klagen! Er kann sich diese von der Novomatic dann abkaufen lassen. 

Das darf man sagen! Das steht im „profil“: Die Novomatic kauft Klägern ihre Klage mit 30 000 bis 50 000 EUR pro Klage ab. All das kann man sagen. Offensichtlich werden die Spielsüchtigen eingekauft. Sie müssen nämlich unterschreiben, dass sie nie wieder etwas gegen die Novomatic sagen, und dann bekommen sie das Geld. Das kann man so sagen. Ich bin hier nämlich nicht immun, das muss ich noch dazu sagen. Mich darf man gern klagen. Aber das geschieht nicht, weil es sich tatsächlich so verhält, das ist ja das Schöne daran! (Zwischenruf von Abg David Lasar.)
Das Geld fließt in Ihre Kassen. Sie sagen nichts dazu. Sie werden nachher herauskommen und uns erklären, was mit diesem neuen Gesetz jetzt alles besser laufen wird. 

Noch einmal zum Spielerschutz: In Zukunft wird der Spielerschutz in Österreich begrenzt. Das ist in der Novelle jetzt so geplant. Kein Spieler kann mehr 30 000, 50 000, 70 000 oder 100 000 EUR einklagen. Man darf in Zukunft nur mehr das Existenzminimum auf 3 Jahre einklagen. Wenn wir als Basis die Mindestsicherung nehmen, dann sind das auf 3 Jahre 22 000 EUR. Das wird in Zukunft die Begrenzung sein! Das ist der neue, tolle Spielerschutz!

Wie viele Staaten von den 27 EU-Staaten haben eine solche Begrenzung in Europa? – Einer, nämlich Österreich! Wir sind die Einzigen, die den Leuten die Möglichkeit wegnehmen, alles einzuklagen, was sie verloren haben. Die Einzigen! Das ist toll! So heißt das im Lopatka‑Sprech. Das ist George Orwell pur: Die Erde ist eine Scheibe! Das ist Brutalität pur! Dort ist nämlich zu lesen: In Zukunft ist der Spielerschutz begrenzt. Und damit haben wir den besten Spielerschutz Europas.

All das ist glatt gelogen! Das Gegenteil ist wahr. Und das ist nicht der einzige Satz. Lesen Sie die Novelle. Lesen Sie das von Lopatka! Und wenn Sie immer das Gegenteil denken, liegen Sie viel öfter richtig. Dann haben Sie neun von zehn Mal recht!

Diese Novelle ist exakt das, was sich die Novomatic wünschen würde, wenn sie zu Weihnachten einen Wunsch abgeben darf. Und jetzt bekommt sie das! Vorher hat sie aber auch kleine Geschenke verteilt. – Ich bin wohl der Einzige in Österreich, der sich denkt: Ich glaube nicht, dass es da einen Zusammenhang gibt!

Diese schiefe Optik, die hier erzeugt wird, und das ist der freundlichste Satz, den man dazu sagen kann ... (Zwischenruf von Abg David Lasar.) Herr Lasar! Ihre Familie hat selbst Geld mit dem Glücksspiel verdient. So gesehen sind Sie ja der absolute Experte, um herauszukommen und hier zu reden, denn Sie kennen sich beim Kleinen Glücksspiel aus. Das ist die Wahrheit. In Ihrer Familie gibt es Leute, die damit zu tun haben. (Abg David Lasar: So? Wer denn?) Sie sind ja öfters bei Sitzungen des Automatenverbandes anwesend, ohne dort Mitglied zu sein. (Abg David Lasar: Haben wir Sippenhaftung in Österreich?) Er ist nicht Mitglied, aber er geht dorthin. Dort ist irgendjemand, der mit ihm verwandt ist, und er sitzt bei den Sitzungen und redet dort fleißig mit. (Abg David Lasar: Wer ist verwandt?) Diejenigen, die mit Ihnen verwandt sind, tun mir zwar alle leid, aber das ist auch nicht mein Problem! (Weiterer Zwischenruf von Abg David Lasar. – Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Stadtrat! Bitte.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Die Freiheitlichen werden heute einen Redner hinaus schicken, der eine andere Position hat als in der Vergangenheit. Erklären Sie uns das nachher! Erklären Sie uns doch, warum die Position geändert wurde, Herr Lasar! Bei Ihnen ist es ja noch viel schlimmer als bei den zwei anderen! Sie hatten einmal eine andere Position. Da war bei Ihnen noch kein Inserat von der Novomatic zu finden! Dann habe ich Inserate gesehen, und es hat eine neue Position gegeben. Dann ist es schon schwer, nicht zu denken, dass es da einen Zusammenhang gibt! 

Diese Glücksspielnovelle, die auf Bundesebene kommt, kann man nur ablehnen. Jetzt ist sie noch einmal verschoben worden, und wir hätten noch einmal eine Chance, darüber zureden. Bei dieser Novelle gibt es kein großes Begutachtungsverfahren mit irgendwelchen Organisationen, kein Papier, Studien et cetera. Hier läuft es nicht so wie in Deutschland, wo es jahrelang viele Studien und viele Gespräche gab und alle gefragt wurden, die damit zu tun haben. Hier fragt niemand die Spielsuchthilfe, was man dort davon hält! Es ist dies der einzige Verein in Wien, der sich um die Spielsüchtigen kümmert, ohne einen Euro von der Stadt Wien zu bekommen. Und es bekommt niemand etwas. 

Dieser Sonderlandtag hat den Zweck, dass Sie einmal mehr Tatsachen über das Kleine Glücksspiel erfahren, die Sie kennen sollten. Ich glaube nämlich, dass die Informationen in diesem Bereich bei Ihnen parteiintern sehr mager sind! Sie stimmen über etwas ab, worüber Sie gar nichts Genaues wissen.

In Zukunft wird der Spielerschutz schlechter und der Jugendschutz nicht besser sein. In Niederösterreich funktioniert das nicht. Das ist nachgewiesen. Jede Woche kann man in irgendwelche Lokale gehen und sehen, dass das nicht funktioniert. Nichts von dem, was angekündigt wurde, wird besser. 

Das Einzige, was kommt, ist eine Festschreibung, wie viel Geld die Stadt Wien bekommt. Das ist auch gleich festgehalten: 55 Millionen EUR fix, egal, was geschieht, egal, wie viele Videoterminals und Automaten es gibt. Das Geld ist für die Bundesländer, die das haben, schon festgezurrt. 

Schließen Sie sich den GRÜNEN an! Schließen Sie sich diesen vielen Studien an! Schicken Sie zuerst einmal die zuständigen Magistratsdienstellen aus, um die jetzt illegal herumstehenden Geräte einzuziehen! Das geschieht nicht, das haben alle gehört. Ich fordere die MA 36 auf, alle Geräte, die in Wien illegal sind, einzuziehen! 

Ich bin nicht der Einzige, der das sagt. Herr Lopatka, das Finanzministerium und ein paar Studien sagen, dass die Geräte so, wie sie da stehen, illegal sind. Wenn die MA 36 nicht tätig wird, wird sie sich fragen lassen müssen, warum das nicht der Fall ist. In Niederösterreich wurden Bezirkshauptmannschaften, die in der Sache unterschiedlich agieren, wegen Amtsmissbrauchs angezeigt. – Ich glaube, die MA 36 will sich nicht unterstellen lassen, dass sie Amtsmissbrauch begeht, und das will auch niemand, der in der Landesregierung zuständig ist. Schicken Sie daher die Zuständigen aus und lassen Sie die Automaten aus den Lokalen holen! Ich weiß eh, dass die Videoterminals dort stehen und keine Konzession brauchen. Die anderen 3 300 Automaten würden aber eine Konzession brauchen! 

Stimmen Sie den Anträgen der GRÜNEN heute zu! Das würde sehr viel soziales Elend in der Stadt verhindern. 

Zwischendurch reden wir in Wien immer von Sozialpolitik. Diese Novelle ist das Gegenteil. Der Deal mit Novomatic ist das Gegenteil von Sozialpolitik. Zehntausende Familien sind deswegen nicht nur zerrüttet, sondern es kommt wirkliches Elend daher. Das wissen wir aus den Studien: 20 Prozent der Spielsüchtigen verlieren ihren Job. 10 Prozent der Spielsüchtigen verlieren ihre Wohnung. 10 Prozent haben Beziehungsschwierigkeiten, und es kommt zur Trennung. Das Schlimmste ist aber: 5 Prozent der Spielsüchtigen machen einen Selbstmordversuch. Diese Automaten, wie sie herumstehen, ziehen nicht nur Kriminalität nach sich, bringen Leute nicht nur um ihre Existenz, sondern sogar um ihr Leben! Jeder einzelne Automat steht für Verbrechen, und es wird dadurch eine erkleckliche Anzahl an Selbstmordversuchen verursacht. Alle, die einen Betroffenen in der Familie haben, wissen, was das heißt. 

Stoppen Sie diesen Wahnsinn! Hören Sie auf mit diesem Kniefall! Anders kann man das nicht bezeichnen: Das ist ein Kniefall vor der Glücksspiellobby. Warum machen Sie das? Es bekommt doch nicht jeder von Ihnen Geld von der Novomatic! Die 55 Millionen EUR, welche die Gemeinde Wien einnimmt, rechnen sich nicht. Das ist hinlänglich bekannt. Machen Sie eine Studie, dann wissen wir alle das!

Stoppen Sie das Kleine Glücksspiel in Wien zum Wohle der Wienerinnen und Wiener! Zahlen Sie das Geld, das Sie genommen haben, zurück! Dann schlafen Sie alle besser. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Lasar gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Stadtrat! Ich muss Ihnen ehrlich sagen: So viel Unsinn und Unwissen, wie Sie in den letzten 20 Minuten von sich gegeben haben, habe ich noch nie gehört! (Zwischenrufe von StR David Ellensohn und Abg Mag Rüdiger Maresch.)

Lassen Sie mich aufklären, warum, vielleicht werden Sie es dann endlich einmal begreifen! (StR David Ellensohn: Der Unsinn macht wirklich Schule bei Ihnen!)
Ich möchte zunächst zu Ihrer Kollegin Vassilakou zwei Sachen sagen. 

Zu den Geldflüssen: Wenn Sie Inserate schon mit Geldflüssen gleichsetzen, dann muss ich Ihnen doch einiges vorhalten. Wurde nicht in einer Ihnen nahestehenden Zeitung inseriert, nämlich im „Tierfreund“? Wurde da nicht inseriert? (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch.) Sie steht Ihnen nahe! Tun Sie also nicht so, als ob bei Ihnen nichts passiert! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Jetzt bin ich bei Ihnen. Jetzt, Herr Stadtrat, gebe ich Ihnen in zwei Punkten recht. 

Erstens beim Jugendschutz: Ich meine, wir brauchen Jugendschutz in Wien, und zwar nicht nur bei den Geldspielautomaten, sondern insgesamt, also auch bei der Suchtprävention im Drogenbereich und in vielen anderen Bereichen, nicht nur beim Spielerschutz.

Herr Stadtrat! Zu den Zugangskontrollen: Was haben Sie gegen Zugangskontrollen? Wollen Sie es weiter so belassen, wie es jetzt ist in Wien? (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Abschaffen!) Abschaffen! Sehr gut! Das war das Stichwort. (StR David Ellensohn: Ja! Glücksspiel und FPÖ abschaffen! – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

In Anbetracht des Wortschatzes, den Sie gebrauchen, muss ich schon sagen: Sie müssen ein bisserl schizophren sein! Im „Kurier“ lese ich, dass Sie gesagt haben, dass der Hauptkritikpunkt beim Automatenglücksspiel der Jugendschutz ist. – Sind Sie jetzt gegen Jugendschutz? Sind Sie für ein Verbot? Wofür sind Sie überhaupt, Herr Stadtrat? Sie wissen wieder einmal nicht, was Sie wollen!

Zu dem Verbot, das Sie immer hervorkehren. Was ist so gut an diesem Verbot? – Ich nenne Ihnen jetzt zwei Beispiele. Ich wollte Ihnen das schon letztes Mal sagen, habe es mir aber erspart und mir gedacht: Sie werden ein bisserl gescheiter werden und auch draufkommen, dass ein Verbot nichts bringt.

Schauen wir uns zum Beispiel das ... (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Sie sind wie ein kleines Kind! Sie hören überhaupt nicht zu!

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Bitte Ihre Wortwahl entsprechend dem Niveau des Hauses zu treffen!

Abg David Lasar (fortsetzend): Herr Präsident! Das gilt auch für die GRÜNEN, bitte! Sie schütten einen auch permanent mit dieser Wortwahl an! Also wird es auch gestattet sein, sich dazu zu äußern.

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Das habe ich auch gemacht.

Abg David Lasar (fortsetzend): Herr Stadtrat! Was gibt es im Burgenland? – Dort gibt es das bekannte Verbot des Kleinen Glücksspiels. Dort darf gar nicht gespielt werden. Wissen Sie überhaupt, wovon Sie sprechen? Im Burgenland gibt es zirka 1 500 illegale Geldspielautomaten! (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Dort wären Sie gut aufgehoben, Herr Stadtrat! (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch. – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Herr Stadtrat! In Oberösterreich ist das Kleine Glücksspiel bekanntlich auch verboten. Das ist Ihre Linie, dort gibt es ein Verbot des Kleinen Glücksspiels! In Oberösterreich gibt es zirka 2 000 illegale Automaten. Dort gibt es natürlich keinen Spielerschutz! Dort gibt es gar nichts, denn dort gibt es auch keine Süchtigen, weil das Glücksspiel ja an und für sich verboten ist, Herr Stadtrat! (StR David Ellensohn: Herr Lasar! Sie lügen! – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN. )
Wir haben letztes Mal ... (Rufe und Gegenrufe bei FPÖ und GRÜNEN.) Ich weiß nicht, was es da für eine Aufregung gibt! 

Herr Stadtrat! Ich zitiere Sie zum Beispiel aus der „Kronen Zeitung“ vom 12. diesen Monats: „Wir wollen nicht jedes Glücksspiel verbieten, aber ein Ende der Automaten.“ – Was heißt das jetzt? Wird man vom Glücksspiel süchtig, oder wird man nur von Automaten süchtig? Wird man im Casino zum Beispiel vom Roulette oder Baccara süchtig? Dort gibt es auch Automaten! Wird man von diesen nicht süchtig? Was wollen Sie jetzt? Ich habe es bereits eingangs gesagt: Sie kennen sich ganz einfach nicht aus! Was wollen Sie, Herr Stadtrat? Sagen Sie uns endlich einmal klar, was Sie wollen, Herr Stadtrat! (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Da steht es! Dann wissen Sie nicht, wie Sie in der „Kronen Zeitung“ zitiert wurden! 

Aber es geht ja weiter. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Herr Lasar! Sie sind ein Umfaller!) Es gab am 26. November hier einen Drei-Parteien-Antrag, und es wundert mich, dass Sie auf diesen nicht draufgegangen sind! Es geht darum, dass in der Vorbereitung die zuständigen Stellen des Magistrats interne und externe Experten engagieren sollen, die sich mit Glücksspielabhängigkeit sowie der Betreuung, Hilfe und Rehabilitation von spielsüchtigen Menschen beschäftigen sollen, und so weiter und so fort. Heute stellen Sie einen Antrag? Hätten Sie damals unterschrieben! Dann müssten Sie heute keinen Antrag stellen, Herr Stadtrat. (Beifall bei der FPÖ. – StR David Ellensohn: Vor einiger Zeit haben Sie ganz anders geredet! – Abg Mag Rüdiger Maresch: Umfaller!) Ja, bei Ihnen sind die Umfaller zu Hause! 

Schauen wir aber weiter, Herr Stadtrat, und zwar vier Jahre zurück: Donauplex. (StR David Ellensohn: Damals waren Sie auch noch dagegen!) Nein! Herr Stadtrat! Sie können sich meine Rede ausdrucken lassen und lesen, was ich damals alles kritisiert habe! Ich habe diese Rede vor vier Jahren am 25.10. hier im Gemeinderat gehalten. Ich glaube, das war damals auch von Ihnen initiiert: Im Donauplex im 22. Bezirk sind 80 Geldspielautomaten gestanden, die nicht einmal eine Konzession beziehungsweise ein Pickerl hatten. Damals habe ich von Ihnen nichts gehört! (StR David Ellensohn: Dagegen sind wir!) Ich habe damals gar nichts von Ihnen gehört! 

Wissen Sie, wem diese Automaten gehört haben? Sie haben den Lotterien gehört, und nach Ihren Aussagen wird man ja vom Lotteriespielen nicht süchtig! Das haben Sie laut und deutlich gesagt. (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Verharmlosen Sie jetzt nicht! Sie drehen sich von einer Ecke in die andere, Herr Stadtrat! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Jetzt zu der Gesetzesvorlage, Herr Stadtrat, die Sie kritisiert haben. Es gibt bekanntlich eine Gesetzesvorlage, und ich werde Ihnen jetzt ein paar Punkte vorlesen. Das haben Sie nämlich vielleicht überlesen. 

In § 1 Abs 4 heißt es: „Der Bundesminister für Finanzen hat per Verordnung einen Beirat oder eine Stelle für Suchtprävention und Suchtberatung unter Beiziehung des Bundesministers für Gesundheit sowie des Bundesministers für Konsumentenschutz einzurichten, dessen beziehungsweise deren Aufgabe die inhaltliche, wissenschaftliche und finanzielle Unterstützung des Spielerschutzes ist.“

Somit hätten Sie sich wieder einen Antrag sparen können! 

§ 5 lautet: „Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten sind Ausspielungen nach § 2 Abs 3 an ortsfesten, öffentlich zugänglichen Betriebsstätten unter Einhaltung ordnungspolitischer Mindestanforderungen an Bewilligungswerber sowie besonderer Begleitmaßnahmen“ – das ist jetzt für Sie wichtig! – „der Spielsuchtvorbeugung, der Geldwäschevorbeugung und der Aufsicht.“

Herr Stadtrat! Auch im Hinblick darauf hätten Sie sich heute wieder einen Antrag sparen können! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Gehen wir weiter. (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Wollen Sie zuhören? Oder wollen Sie nur irgendetwas daherquatschen? 

Herr Stadtrat! Ich zitiere § 5 Abs 3: „Spielsuchtvorbeugende Maßnahmen bei Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten bestehen aus spielerschutzbegleitenden Rahmenbedingungen und einem spielerschutzorientierten Spielverlauf.“

Abs 4 lautet, dass als Spielerschutz begleitende Rahmenbedingungen für Automatensalons bisher zumindest verpflichtend die Einrichtung eines Zutrittsystems vorgesehen war, das sicherstellt, dass nur volljährige Personen ... (StR David Ellensohn: Das funktioniert in Niederösterreich nicht!) Herr Stadtrat! Horchen Sie zu oder nicht? Sie können sich dann noch einmal melden! Schon bisher war die Einrichtung eines Zutrittsystems verpflichtend, das sicherstellt, dass nur volljährige Personen nach Nachweis ihrer Identität durch einen amtlichen Lichtbildausweis Zutritt zu den Automatensalons erhalten.

Zweitens ist eine verpflichtende Rahmenbedingung die Vorlage eines Konzepts über die Schulung der Mitarbeiter im Umgang mit Spielsucht und über die Zusammenarbeit mit einer oder mehreren Spielerschutzeinrichtungen. – Das hatten wir nie! Sie hätten sich also wieder einen Antrag sparen können! (StR David Ellensohn: Sagen Sie nur einen Satz: Wie viel bekommt die FPÖ?) 

Eine weitere Bedingung ist die Einrichtung eines Warnsystems mit abgestuften Spielerschutzmaßnahmen von der Spielerinformation bis zur Spielersperre, abhängig vom Ausmaß der Besuche des Spielteilnehmers in den Automatensalons eines Bewilligunginhabers. – Und schon hätten Sie sich wiederum ein Antrag sparen können! Sie hätten sich da nicht so viel Mühe geben müssen, Herr Stadtrat! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wie viel Geld bekommt die FPÖ?) 

Ich sage Ihnen jetzt noch etwas, Herr Stadtrat! (StR David Ellensohn: Frage: Vor vier Jahren war die FPÖ dagegen. Wie viel Geld nehmen Sie jetzt?) 

Jetzt sollten Sie aber einmal wirklich zuhören, denn das sage ich jetzt genau in Ihre Richtung: Ich habe von Ihnen in den letzten Monaten oder Jahren nichts gehört, dass man vielleicht auch vom Casinospiel, wie ich vorher gesagt habe, süchtig wird. In den Casinos sitzen bei Black Jack oder beim Roulette auch süchtige Menschen, die nicht nur ihrer Familie zur Last fallen, sondern ganze Existenzen, ihre Geschäfte und Häuser verspielt haben. Davon höre ich von Ihnen gar nichts, Herr Stadtrat! (StR David Ellensohn: Wofür sind Sie eigentlich?) 

Herr Stadtrat! Ich werde das jetzt abzukürzen, weil ich sehe, dass Sie schon ungeduldig sind. – Ich frage Sie! Hat es zwischen Ihnen und dem Generaldirektor der Casinos Austria Dr Stoss einige Gespräche gegeben? (StR David Ellensohn: Es hat kein einziges Gespräch gegeben!) Herr Stadtrat! Bei aller Blauäugigkeit, Herr Stadtrat, kann ich mir nicht vorstellen, dass diese vielen Begegnungen, die Sie mit der Generaldirektion hatten, nur dem Zweck gedient haben, um vielleicht über Jugendschutz oder Spielersuchtprävention zu sprechen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Hört, hört!) 

Herr Stadtrat! Ich sage Ihnen zum Abschluss noch etwas. Ich will mir nicht vorstellen, dass hier ein gewisser Lobbyismus von Ihnen im Hintergrund steht und Sie heute genau diesen Landtag dazu benützt haben, um auch hier etwas öffentlich kundzutun, Herr Stadtrat! Klären Sie uns einmal bitte darüber auf! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Mag Rüdiger Maresch: Wie viel Geld bekommt die FPÖ? – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR Ellensohn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Meine Damen und Herren!

Ich kann natürlich nicht alles berichtigen, was hier gesagt wurde. (Abg David Lasar: Weil es stimmt!) Das würde zu lange dauern. Ich darf nämlich nur zwei bis drei Minuten sprechen. 

In der Tat hat fast nichts gestimmt, was Sie gesagt haben! Die Artikel haben, glaube ich, gestimmt. Der, die und das haben Sie mit Müh und Not in Ihrer Rede richtig gesagt! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Ich berichtige tatsächlich – das geht nämlich wirklich nicht! – und stelle eine Frage: Wie viel Geld haben Sie von der Novomatic als FPÖ erhalten? (Abg David Lasar: Nicht einen Cent!) Darauf bekomme ich keine Antwort! Wurden die Inserate also gratis gebracht? Ich habe nicht gesagt: Sie, sondern ich habe gesagt, die FPÖ! (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie haben gesagt: Sie! – Zwischenruf von Abg David Lasar.) Hören Sie mir zu, Herr Lasar! Ich habe gesagt: die FPÖ. 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Bitte zur tatsächlichen Berichtigung zu kommen, Herr Stadtrat!

StR David Ellensohn (fortsetzend): Die deutsche Sprache ist eine schwere Sprache. (Abg Mag Wolfgang Jung: Für Sie offenbar!) Kommasätze, Halbsätze, ganze Sätze. Hören Sie zu! Lernen Sie Deutsch, liebe oder auch nicht liebe FPÖ! (Abg Mag Wolfgang Jung: Überheblichkeit hilft nicht über Unwahrheit hinweg!)

Herr Lasar hat hier gesagt: Herr Stadtrat! Sie haben Gespräche geführt. Das hat er gesagt. – Ich habe zu Herrn Stoss noch nicht einmal „Grüß Gott!“ oder „Guten Tag!“ gesagt, weil ich ihn persönlich nicht kenne. Ich habe selbstverständlich keine Gespräche geführt, und Sie wissen das. (Abg Mag Wolfgang Jung: Mit wem haben Sie Gespräche geführt?)

Daher sage ich jetzt – und ich weiß, dass ich dafür einen Ordnungsruf bekomme: Hier herauskommen und glatt lügen, ist schon ein bisschen hart! Ja! Ich weiß, dass ich dafür einen Ordnungsruf bekomme. Aber das lasse ich mir nicht unterstellen!

Wahr ist, dass sich die Novomatic immer wieder um Gespräche bemüht. Ich nehme jedoch kein einziges Angebot dazu an! Das ist die Wahrheit! Die hätten gerne, dass man sich hinsetzt ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Ich bitte um die abschließende Berichtigung, Herr Stadtrat! 

StR David Ellensohn (fortsetzend): Tatsächliche Berichtigung: Ich habe kein einziges Gespräch in meinem bisherigen Leben mit Herrn Stoss oder einem anderen Chef der Casinos geführt. Kein einziges Gespräch! Wenn Sie das noch einmal behaupten, dann müssen wir das außerhalb ausfechten, denn das lasse ich mir nicht nachsagen! Wir bekommen keinen Cent von Novomatic! (Abg Dr Herbert Madejski: Sie fechten schlecht!) Das war jetzt schlecht! Geht mit den Laserschwertern in den Keller und tragt das dort aus! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Die Grünen haben das vorher klargestellt: Im Gegensatz nehmen wir kein Geld von der Novomatic. 

Eine Frage hatten wir an die FPÖ, und diese wird nicht beantwortet. Wie viel Geld fließt von der Novomatic zur FPÖ?

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Stadtrat! Bitte zur tatsächlichen Berichtigung. 

StR David Ellensohn (fortsetzend): Wir haben eine offene Frage. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Nachdem das schon wieder ein Referat ist, darf ich das Wort entziehen. (Beifall bei den grünen und von Abgeordneten der FPÖ.) 

Ich bin bemüht, die Bandbreite der Möglichkeiten durchaus ausreizen zu lassen. Ein gewisses Maß an Regeln sollte in diesem Haus aber doch gewahrt bleiben. 

Für das Wort „Rüge“ erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf, Herr Stadtrat. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN und bei der FPÖ.) War das „Lüge“ oder „Rüge“? (StR David Ellensohn: Ich habe „Lüge“ gesagt! – Abg Mag Rüdiger Maresch: Rüge!) Rüge? Dann gibt es keinen Ordnungsruf! (Heiterkeit, Beifall und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich werde das Protokoll kommen lassen und dann entscheiden. 

Als nächster Redner hat sich Herr Mag Neuhuber zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Vassilakou!

Sie haben vorhin in Ihrer Wortmeldung gesagt, das Thema wäre für uns unangenehm. – Ich glaube, das ist ein Thema, das menschlich gesehen für uns alle unangenehm sein muss. Es ist nie lustig, wenn man sich als Politiker oder als Landesgesetzgeber mit Themen beschäftigen muss, die viel Leid über Menschen bringen. 

Es ist dies ein sehr wichtiges Thema. Sie haben aber mit dem Ausdruck „unangenehm“ implizit ausgedrückt, dass es für uns nicht wichtig sei. Es ist für uns aber sehr wichtig! Ich möchte diese leichte Unterstellung also wirklich mit Entschiedenheit zurückweisen! Es ist dies für uns ein sehr wichtiges Thema, meine Damen und Herren, und zwar nicht nur für unsere Fraktion, sondern für alle, die hier im Haus beteiligt sind. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Ich möchte auf eine paar weitere Details aus der Rede beziehungsweise gerade aus der tatsächliche Berichtigung des Kollegen Ellensohn eingehen. 
Das verstehe ich nicht: Warum so untergriffig? Warum muss man jetzt persönlich angriffig werden und sagen, Artikel kann man nicht einmal richtigstellen? Das nächste Mal gehen Sie auf mich los, weil ich als gelernter und geborener Oberösterreicher „Nöbi" und „Öpfi" sage. Ich meine, das ist wirklich ein bisschen unter der Würde unseres Hauses. Ich verteidige normalerweise keine FPÖ-Kollegen, aber das wegen der Sprache oder wegen des richtigen Artikels oder Halbsatzes? (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) - Ich habe das jetzt gerade so aufgefasst, natürlich. (Neuerlicher Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Also ich habe es so aufgefasst, als hätten Sie ihn jetzt wegen seiner Grammatik bekrittelt. - Gut, wenn das nicht so ist, dann nehme ich es zurück. Aber da sehen Sie, wie schnell etwas falsch aufgefasst werden kann. Okay, wir sind uns also einig.

Sie haben ein deutsches Beispiel zitiert. Also wenn Sie schon bei Deutschland sind, dann nehmen Sie auch gleich Berlin her, denn das ist am besten mit Wien vergleichbar, Herr Ellensohn. In Berlin sind die Regelungen betreffend Automatenaufstellung vor Kurzem erst gelockert worden. Dort sind immerhin die Linken in der Regierung, es ist ein rot-dunkelrotes Bündnis. Also wenn man schon über Deutschland redet, dann sollte man gleich mehrere Bundesländer zitieren, nicht immer nur eines.

Aber das ist halt überhaupt Ihr Zugang zur Materie, nicht nur zu diesem Thema Glücksspiel, sondern zu vielen Materien: die so genannte selektive Wahrnehmung. Und warum diese Wahrnehmung bei Ihnen so selektiv ist, das kann ich Ihnen, glaube ich, heute ganz gut beweisen - ich nehme damit einen der wichtigsten Punkte gleich vorweg, aber es passt so gut jetzt am Anfang: Sie zitieren durchaus zu Recht immer dieses Buch. (Der Redner hält ein Exemplar des Buches „Kleines Glücksspiel – Großes Leid?" in die Höhe.) Sie sehen, dieses Thema ist uns wichtig, wir beschäftigen uns genauso wie Sie mit dem Thema, wir lesen auch die entsprechende Literatur dazu. Aber interessanterweise kommt das Buch zu einem anderen Schluss. Unter dem Kapitel Schlussfolgerungen - das werden Sie ja sicher genauso wie ich gelesen haben - steht nämlich Folgendes: 

„Ein rigoroses Verbot des Kleinen Glücksspiels kann nicht als adäquate Maßnahme zur effektiven Reduktion der sozialen Kosten problematischen Spielens betrachtet werden. Sieht man sich die Bundesländer an, in denen das Kleine Glücksspiel derzeit nicht erlaubt ist, liegt die Vermutung nahe, dass ein Verbot kaum eine Reduktion des Automatenspiels, jedoch schwerere Kontrollierbarkeit zur Folge hätte." 

Es geht weiter: „Ein derartig rigoroser Eingriff in die Entscheidungsfreiheit normaler Spieler scheint insbesondere angesichts der vermutlichen Ineffektivität der Maßnahme in Bezug auf die Minimierung der sozialen Kosten nicht gerechtfertigt."

Wenn ich jetzt schon dieses Buch genauso ernst nehme wie Sie, dann ist Ihr Antrag oder Ihr dauerndes Plädieren für ein völliges Abschaffen des Kleinen Glücksspiels genau die falsche Maßnahme oder die ineffizienteste Maßnahme. Ich glaube, wir sollten versuchen, dieses Thema unaufgeregt und sachlich zu diskutieren. Ich versuche, es auch wieder auf diese Ebene zurückzuführen.

Gehen wir einmal ein bisschen in die Historie zurück: Die letzte Glücksspielgesetz-Novelle auf Bundesebene war 1979. Wir haben uns 1998 als Landesgesetzgeber intensiver - inklusive Enquete, Anhörung von Experten et cetera - damit beschäftigt. Und man muss dazu sagen, gerade seit 1979 ist der Gesetzgeber von der Glücksspielindustrie und von den technischen Möglichkeiten, die es vor 30 Jahren noch nicht gegeben hat, einfach überholt worden. Damals hat man sich eben einen einarmigen Banditen als einarmigen Banditen vorgestellt, wo ein Spiel nach dem anderen abzuhandeln ist. Das hat sich ein bisschen verändert. Es ist - in der Analyse sind wir alle hier im Hause uns einig - zu einem Wildwuchs gekommen: Viele illegale Automaten, und zwar in allen Bundesländern, sowohl in jenen, wo es erlaubt ist, als auch in jenen, wo es verboten ist. Dass diese so genannten kleinen Automaten-Casinos natürlich Auswirkungen auf das Stadtbild haben, ist uns auch allen bewusst, gefällt uns allen auch nicht.

Und dass Sucht an sich – egal, ob Spielsucht oder eine andere - etwas Schreckliches ist und dass sie Not, Armut, Elend, Beschaffungskriminalität mit sich bringt, darin sind wir uns, glaube ich, auch alle einig. Und da sind wir auch als Landesgesetzgeber aufgefordert zu tun, was nötig ist, um das so weit wie möglich hintanzuhalten. Das gilt natürlich für alle Suchtmittel, nicht nur für die Spielsucht. Und dass die Situation unbefriedigend ist, ich glaube, darin sind wir uns ebenso einig.

Unsere Meinung, die wir erst in einer Debatte im November 2009 dazu hier vertreten haben, war, dass wir als Gesetzgeber gut beraten wären, etwas zu ändern, aber mit Augenmaß und - wie es damals in dem Redebeitrag hieß - ohne Weltverschwörungstheorie. Wir - die Kollegen von der Sozialdemokratie und wir von der ÖVP - haben damals einen Antrag dahin gehend gestellt, dass wir jetzt einmal abwarten, was der Bundesgesetzgeber sagt, und dann die Landesgesetzgebung entsprechend anpassen oder noch etwas daran verändern.

Und genau das, meine Damen und Herren, wird jetzt passieren. Es gibt jetzt einmal einen Vorschlag auf Bundesebene, der den Ländern noch einiges an Kompetenz und einiges an Veränderungsmöglichkeiten gibt. Das, was Sie heute dargestellt haben, sind natürlich nur die einmal vom Bundesgesetzgeber vorgegebenen Rahmenbedingungen, zum Teil die Höchstgrenzen. Da haben wir, genauso wie die anderen acht Bundesländer, auf Landesebene die Möglichkeit, noch einiges daran herumzuarbeiten und zu verändern.

Der vorliegende Gesetzesentwurf des Bundesgesetzgebers ist meiner Ansicht nach durchaus der völlig richtige Schritt in Richtung mehr Kontrolle, in Richtung Spielerschutz, ist richtig hinsichtlich des Vorgehens gegen illegale Automaten. Aber er bietet gleichzeitig auch den Ländern noch immer die Möglichkeit, eine Einnahmequelle - und die stellt es ja dar; ich meine, da brauchen wir nicht um den heißen Brei herumzureden: 60 Millionen EUR, das ist ein signifikanter Budgetposten auch für die Stadt Wien, überhaupt in der heutigen Zeit – nicht völlig versickern zu lassen.

Bleiben wir ein bisschen bei der Kontrolle. Die Automaten werden sehr wohl eingeschränkt. Wenn wir jetzt einmal die richtigen Spielautomaten hernehmen, so werden diese von zirka 3 600 bis 3 700, die es derzeit in Wien sind, heruntergefahren auf eine Limitierung von 2 800 Geräten. Also das ist einmal, was die wirklichen Spielautomaten betrifft, nicht eine Vermehrung, sondern eine Verminderung. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: ... wenn man es nicht kontrollieren kann!)
Kontrolle - kommen wir damit gleich zum nächsten Punkt - ist ja im Gesetz vorgesehen: Die müssen jetzt alle legal zusammengeschlossen werden. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Und wenn sie es nicht sind?) Die werden an einen Großrechner angeschlossen, damit man die Einnahmen und alles andere kontrollieren kann. Und damit ist für den Kontrollor auch sofort klar, ob es ein legaler oder ein illegaler ist. Das war ja bisher die juristische Streiterei. Das wissen Sie doch. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: ... was legal ist und was nicht legal ist?) Na, wenn er an das Rechenzentrum angeschlossen ist, ist es ein legaler. Denn die haben ja die Anzahl, da gibt es ja nichts mehr herumzudeuteln. - Also wenn wir von vornherein immer davon ausgehen, dass jede gesetzliche Maßnahme schlecht ist, Herr Margulies, dann haben Sie recht. Aber das kann ich dann dauernd tun. (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist eine positive Veränderung! Gehen wir doch nicht schon wieder drei Schritte weiter, indem wir sagen, das ist nichts und das wird nichts und das kann man wieder nicht kontrollieren. – Es ist aus meiner Sicht einmal ein großer Fortschritt. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Jetzt wissen wir in mehreren Bundesländern, dass alle Automaten, die aufgestellt sind, illegal sind – und es geschieht nichts!)
Na, dass alle illegal sind, das können Sie nicht sagen. Dass es illegale gibt, das wissen wir, aber dass alle illegal sind, können Sie nicht sagen. Haben Sie alle geprüft? (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Nein, ich habe ...!) - Sie haben also nicht alle geprüft.

Bisher wurden die Höchstgrenzen umgangen - das wissen Sie - durch Parallelspielen, durch Verdoppelungen und, und, und. Also dass hier jetzt der Bundesgesetzgeber völlig abstruse neue Höchstgrenzen einführt, stimmt ja nicht, denn da sind wir ja vom Faktischen längst überholt worden. Die 50 Cent Einwurf und 20 EUR Ausschüttung, die gibt es ja schon lange nicht mehr. 

Bisher war die Ausschüttung letzten Endes für den Fiskus unklar. Durch dieses Zusammenschalten der Automaten wird auch dies in Zukunft transparent und damit also durchsichtig. 

Es gibt zukünftig ein dreistufiges Modell: Ganz oben sind wie bisher die Casinos, wo es vom Roulettespiel bis zu den Automaten verschiedene Glücksspielangebote gibt. Dann kommen die Automaten-Casinos, und bei den Automaten-Casinos, die Sie gerade so verteufelt haben, komme ich jetzt auch wieder zu einem interessanten Punkt - das Archiv ist immer wieder etwas Schönes: Bei der Debatte 1998/99 über das damalige Landesgesetz hat der Debattenredner der GRÜNEN hinsichtlich des Hauptgrundes, warum man den Gesetzentwurf ablehnt, Folgendes gesagt: „Ein wesentlicher Punkt, der in das neue Gesetz aufgenommen werden sollte, ist die Zugangskontrolle bei den Spielhallen."

So, die haben wir jetzt. Bei den Spielhallen, die bis zu 50 Automaten aufstellen, gibt es in Zukunft eine Zugangskontrolle. (Abg Mag Maria Vassilakou: Welcher grüne Redner war das?) Das war damals der Kenesei. (Ironische Ah!-Rufe bei den GRÜNEN und Ruf: Der sitzt jetzt bei euch!) Na, war er damals ein schlechter Grüner? (Weiterer Zwischenruf bei den GRÜNEN.) Ah, Sie verleugnen also sozusagen Ihre Geschichte? Das, was damals die GRÜNEN gesagt haben, gilt heute nicht mehr? Na gut, dann ist natürlich alles anders. Die haben einmal die Meinung und haben einmal die Meinung. Ist in Ordnung, gut. Also damals war es Ihnen recht - bleiben wir dabei -, heute ist es Ihnen nicht mehr recht. Auf das können wir es jetzt reduzieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Limitierung auf 2 800 Geräte habe ich schon erwähnt. Es werden drei Konzessionen pro Bundesland ausgeschrieben. Automatensalons, wie gesagt, nur mit 50 Geräten. Und es gibt auch auf Länderebene die Möglichkeit oder Nichtmöglichkeit, Einzelaufstellungen zuzulassen. Die zählen aber zu dem gesamten Umfang der 2 800 Geräte dazu. Dort sind die Limits aber bei der Einzelaufstellung auch anders, dort sind sie wesentlich niedriger, mit 1 EUR Einwurf und bis zu 1 000 EUR Gewinn. Also ich glaube sehr wohl, dass das in Zukunft ein reglementiertes Angebot mit einem erhöhten Spielerschutz darstellt. 

Apropos Spielerschutz: Es gibt, wie gesagt, die Zugangskontrolle. Das halte ich wirklich für vernünftig. Wie die dann ausschaut und ob sie eingehalten wird, ist wieder eine andere Frage. Da muss man dahin kommen, dass sie auch eingehalten wird. Aber per se eine Zugangskontrolle zu verteufeln, weil es Fälle gibt, wo sie missbraucht wurde, das ist nicht der richtige Zugang, das funktioniert nicht. Also Zugangskontrolle ist sicher etwas Gutes, wenn sie eingehalten wird. Und da werden wir eben letzten Endes als Landesgesetzgeber und –vollzieher auch darauf zu achten haben. 

Es gibt eine Mindestspieldauer, die eingeführt wurde, die wiederum differenziert zwischen Casino und Einzelaufstellung. Es gibt eine Mindestgewinnquote - auch etwas Neues - von 85 Prozent; also 85 Prozent müssen wieder ausgeschüttet werden. Es dürfen in diesen Automaten-Casinos keine Jackpots gespielt werden. Es gibt eine Abkühlungsphase. - Von all diesen Punkten habe ich in Ihrem Referat nichts gehört. Also ich gehe einmal davon aus, dass das alles eine dramatische Verbesserung des Spielerschutzes darstellt. - Nach zwei Stunden schaltet das Gerät ab. (Zwischenrufe der Abgen Mag Rüdiger Maresch und Dipl-Ing Martin Margulies.) - Ja, das ist jetzt wieder der Punkt: Wenn ich alles von vornherein schlechtrede und sage, das funktioniert nicht - na gut, okay. Das ist auch ein Zugang: Es ist alles schlecht, alles. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wir wollen es eh abschaffen!)

Es gibt eine Warnpflicht bei auffälligem Spielerverhalten, die in Zukunft auch auf die Automaten-Casinos zukommt. Es gibt eine verpflichtende Zusammenarbeit mit den Spielschutzeinrichtungen. – So, und da bin ich jetzt einmal bei Ihnen: Na, absolut, das gehört mehr unterstützt. Da werden wir auch Ihren Anträgen beitreten, sowohl was die Enquete als auch was den Spielerschutz betrifft. Also wenn Bund oder Land schon Geld aus dem Spiel einnimmt, dann kann man da wesentlich mehr auch in die Prävention und in den Spielerschutz stecken. Das halte ich für eine vernünftige Maßnahme, und da sind wir auch gefordert. Ja, da sind wir sogar einmal einer Meinung mit Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)

In der Länderkompetenz - und das ist so ein wichtiger Punkt - liegen zum Beispiel auch die Limits. Es ist vom Bundesgesetzgeber eine Höchstgrenze vorgesehen - mit den 10 EUR Einwurf und 10 000 EUR Gewinn -, wir können das aber auf Wiener Ebene durchaus auch noch heruntersetzen. Ich glaube also, dass da auch noch zwischen uns und zwischen den Parteien in diesem Haus für die Landesgesetzgebung einiges zu diskutieren sein wird, wie dieses Gesetz dann tatsächlich ausschaut. Also man soll nicht immer alles so schlecht hinstellen. Wir haben da noch einiges an Regelungsmöglichkeiten. 

Was meiner Meinung nach auch geregelt oder verbessert gehört, ist die Kompetenzüberschneidung. Derzeit liegt das Glücksspiel auf Landesebene letztendlich bei drei Landesräten: Brauner, Sima, Mailath-Pokorny. Ich glaube, wenn man das ein bisschen fokussieren würde und in eine Hand gäbe, dann wäre manches wahrscheinlich leichter. Das wäre zum Beispiel etwas, was man auch auf Länderebene durchaus angehen sollte. 

Was auch neu ist, ist, dass illegale Apparate vernichtet werden. Das war bisher nicht der Fall. Da hat man gesagt, die stellen wir woanders auf oder die werden ins Ausland verkauft. Das gibt es nicht mehr. Wird ein Aufsteller mit einem illegalen Apparat entdeckt, dann wird dieser Apparat vernichtet. Das halte ich auch für eine wesentliche positive Neuerung. 

Es wird eine Sonderkommission geben, die sich aus Landesbeamten genauso wie aus Finanzbeamten, der Strafbehörde nämlich, zusammensetzt; eigene Sonderkommissionen, Sondertrupps, die Automaten überprüfen und die auch Aktionstage abhalten werden. Und dadurch, dass jetzt leichter ersichtlich ist, welche Automaten legal und welche illegal sind, wird man auch viel schneller einschreiten können. Das war bisher zugegebenermaßen - und dadurch ist es ja zu diesem Wildwuchs gekommen - ein dauerndes juristisches Hickhack zwischen den Beamten auf der einen Seite und den Anwälten der Aufstellerfirmen andererseits, stimmt. Das wird aber jetzt besser, weil man schneller entscheiden kann, was legal ist und was illegal.

Suchtprävention habe ich schon angesprochen: Da gehört einiges verbessert. Ähnlich wie beim Rauchen glaube ich, dass man auch gegen die Spielsucht in Kampagnen gehen sollte. Die Unterstützung von Vereinen, die Spieler betreuen, gehört verbessert, und natürlich auch die Betreuung der Spieler selbst.

Ein Thema, das wir überhaupt nicht angesprochen haben und das in diesem Zusammenhang nicht unwichtig ist, ist heute das Spielen im Internet. Das ist von dieser Regelung gar nicht erfasst. Ich glaube, dort bedarf es einer sehr großen Anstrengung auf europäischer Ebene, denn alles, was wir hier machen, ist letzten Endes, wenn ich über den Laptop oder über den PC zu Hause sowieso spielen kann, nur halb so wichtig. Also das Internet mit einzubeziehen ist, glaube ich, eine der enormsten Herausforderungen, vor denen die Europäische Union steht. Dazu bedarf es aber auch einer gesamteuropäischen Regelung. Denn solange es dieses Ventil gibt, ist ja auch dieses Verbot sinnlos. Und das haben wir ja auch von der Polizei gehört, das kennen Sie ja auch - das war damals auch bei dieser Enquete, ich war bei dieser letzten Enquete anwesend -: Die sagen auch nicht, das gehört 100‑prozentig verboten, weil sie ja fürchten, dass das dann einerseits eben in Richtung Internet geht, andererseits natürlich in Richtung Hinterzimmer oder Stoßspiel oder sonst etwas. Also das Verbot als heilsbringende Maßnahme darzustellen, das halte ich wirklich für auch fachlich, sachlich nicht gerechtfertigt. - Ich bin da völlig emotionslos. Wenn das Verbot tatsächlich das Bessere wäre, dann können wir uns darauf einigen, nur: Ich kann auch in der Fachliteratur keine wirklich einheitliche Linie dazu erkennen. Da gibt es wahnsinnig viel Pro und Contra.

Wie schon gesagt, wir werden einer ganzen Reihe Ihrer Anträge heute beitreten. Ein Nein allerdings gibt es natürlich zu einer neuerlichen Gesetzesinitiative auf Bundesebene. Ich bin froh, dass das jetzt einmal kommt und dass wir dann die Rahmengesetzgebung im Land dazu anpassen. Ich meine, natürlich, der Grönemeyer hat einmal gesungen: „Genug ist nie genug" - man könnte immer noch ein bisschen ... (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Konstantin Wecker!) - Oder war es der Wecker? Gut, okay. Ich habe geglaubt, Grönemeyer. Da bin ich offensichtlich nicht so sattelfest. Aber es ist ein gutes Lied, egal, von wem es kommt, und eine gute Textzeile. Und das trifft auch hier zu: Natürlich gäbe es immer noch ein bisschen mehr. Aber, meine Damen und Herren, das ist jetzt einmal ein ganz großer Schritt in die richtige Richtung! Und deshalb soll man wirklich diese Gesetzesinitiative nicht verteufeln, keine Weltverschwörungstheorien spinnen, dass da Firmen die Gesetze in Österreich beeinflussen könnten. Das ist ein Blödsinn! Das ist ein gelungener erster Entwurf, und wir werden auf Landesebene noch weitere Details festlegen und verbessern. Seien wir froh, dass wir das jetzt einmal haben. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Schinner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte zu Beginn meiner Rede sagen, dass ich es auf das Schärfste zurückweise, dass sich irgendeine Firma ein Gesetz in diesem Land kaufen kann. Das ist billige Polemik, das ist unpassend und das ist gegenüber diesem Haus nicht gerechtfertigt. (Beifall bei der SPÖ.)

Auch ich möchte in meiner Rede sozusagen zur emotionsbefreiten Faktenlage zurückführen und schon einmal die hier geäußerte Ansicht ins rechte Licht rücken. Wir führen hier eine Debatte zu einem Bundesgesetz, das noch nicht einmal im Nationalrat beschlossen ist. Das heißt, das Gesetz gibt es noch gar nicht, und die Vorlage kann sich im Zuge der Verhandlungen noch entscheidend verändern. Deswegen, glaube ich, kann man ganz eindeutig festhalten, dass einerseits der Zeitpunkt falsch gewählt ist und andererseits auch der Adressat. Ich glaube, dass die Vorgehensweise, wie sie sich hier jetzt darstellt, auch zu einer Vermischung von Bundesagenden und Landesagenden führt. Und ich glaube, es geht uns hier allen um die Betroffenen, die nichts davon haben, sich nicht auskennen werden. Und ich denke, sowohl Betroffene als auch Beteiligte werden an dieser Vorgehensweise für sich keine Transparenz finden. 

Was man aber aus heutiger Sicht schon sagen kann und was ich hier auch sagen möchte, ist, dass dieser Gesetzentwurf mit den langjährigen Forderungen der Stadt Wien in die richtige Richtung geht. Ich darf mir hier erlauben, ein paar Forderungen anzuführen, wie zum Beispiel den verstärkten Jugendschutz, der uns ganz wichtig ist, der auch mir als noch relativ jungem Mensch sehr am Herzen liegt und auch ein Grund ist dafür, dass ich heute hier stehe. Wenn ich an den verstärkten Spielerschutz denke, wenn ich an strengere Kontrollen denke, die sich hier überall durchziehen, an die Verhinderung von Umgehungstricks und die Handhabe gegen das Stadtbild störende Kleincasinos, dann bin ich überzeugt davon, dass wir uns hier auf dem richtigen Weg befinden. (Beifall bei der SPÖ.)

Und in diesem Zusammenhang möchten wir auch sagen - weil das immer wieder so durchgedrungen ist -: Wir von der SPÖ schauen keinen Moment an der Realität vorbei. Ich finde es sehr schwierig und sehr bedenklich, persönliche Schicksale hier in den Vordergrund zu stellen - wenn ich mir die Marios, die da vorher gekommen sind, anhöre. Wir wissen genau, welche Schicksale dahinterstehen. Wir wissen, was die Betroffenen mitmachen, wir wissen, was die Familien mitmachen. Aber es geht hier um einen seriösen, effektiven Umgang. Und wie oft im Leben ist es eben so, dass man sich im ersten Moment denkt: Verhindern wir es, lassen wir es weg, machen wir da einen klaren Cut!, dass dann aber ein Weg, der schwieriger ist, ein Weg der kleinen Schritte jener Weg ist, der effizienter ist. Das ist der Weg, den wir hier auch gehen wollen, nämlich auf Kontrolle zu setzen - und nicht auf Verbot zu setzen und damit die Menschen zu kriminalisieren. Und vor allen Dingen: Was haben uns die Vergangenheit und die Geschichte bewiesen, immer wenn man Dinge verboten hat? - Ich denke, das trifft oft auf Kinder zu, wenn man sich das anschaut, wie auch auf Erwachsene. - Dann wird es nämlich interessant! Und dann kommen wir in eine Situation, wo wir keine Handhabe mehr dagegen haben, und ich denke, das möchten wir alle nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weil ich auch gerade sozusagen bei der Vergangenheit war, erlaube ich mir, dort kurz zu bleiben und auch noch einmal - was auch schon von meinem Vorredner erwähnt wurde - den 26. November 2009 in den Blickpunkt zu stellen, wo es ja bereits einen Antrag im Landtag zur Neuregelung des Kleinen Glücksspiels gegeben hat, weshalb man auch überhaupt nicht faktenorientiert sagen kann, dass wir uns nicht schon seit geraumer Zeit mit dieser Materie auseinandergesetzt haben. Nichtsdestotrotz bin ich davon überzeugt - und das ist jetzt sozusagen auch die Ist-Situation -, dass es hier zu einer Bundesregelung kommen wird, dass eine österreichweite Bundesregelung definitiv viel besser ist für den effizientesten Spielerschutz, den wir ja alle wollen. Und auch hier würde ich gerne einige Punkte hervorstreichen, die ganz klar und ganz emotionsbefreit darlegen, warum wir hier definitiv in die richtige Richtung gehen. 

Es wird erstmals österreichweite, einheitliche Mindeststandards für das Glücksspiel geben, mehr Kontrolle durch Anschluss aller Automaten an das Bundesrechenzentrum – ich denke, das ist ein ganz wichtiger Schritt, der zu mehr Transparenz führt -, Zutrittsbeschränkungen; es wird hier einiges ganz Konkretes, Umsetzbares und Kontrollierbares im Bereich des Jugendschutzes passieren; Limit für Spieldauer, keine Umgehungstricks mehr möglich, Finanzierung für Suchtprävention und SpielerInnenberatung - wir zeigen mit 2 Millionen EUR: natürlich, das ist ganz wichtig, dass man hier noch verstärkt nachsetzt -, die Soko Glücksspiel mit 65 eigens geschulten Beamten. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch kurz noch einmal auf das eingehen, was Herr Ellensohn gesagt hat, betreffend die Kontrolle durch die MA 36. - Das ist einfach nicht richtig! Im Jahre 2009 wurden insgesamt 800 Lokale, zirka 1 500 Spielapparate überprüft. Das ist einfach Faktenlage. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Und?) Im Jahr 2010 wurden bisher 332 Lokale und 600 Spielapparate überprüft. - Das heißt, der MA 36 hier umzuhängen, nicht gut gearbeitet zu haben, ist einfach völlig ineffizient und nicht wahr. (Beifall bei der SPÖ. – StR David Ellensohn: Der Lopatka sagt ...) 

Lassen Sie mich noch zwei Punkte erwähnen: Einerseits die Beschränkung der Anzahl der Spielautomaten – sie wurde auch schon vorher erwähnt; ich glaube, das ist ein Punkt, der ganz wesentlich ist für eine zukünftige Gesetzeslage – und andererseits die Stärkung der Verfahrensrechte der Strafvollzugsbehörden, die hier viel mehr Möglichkeiten bekommen. 

Lassen Sie mich damit auch schon zum Schluss meiner Ausführungen kommen. Ich möchte hier sozusagen, vom Anfang ausgehend, den Kreis schließen. Ich glaube, es ist ein Thema, wo nur das Beste geschehen sollte und wo wir im Interesse der Betroffenen die richtigen Schritte setzen sollten. Ich sehe hier zwei Wege, die sich ja jetzt auch in der Debatte aufgetan haben. Der eine ist der Weg des Verbots. Ich bin wirklich davon überzeugt, dass ein Verbot dazu führt, dass es eine Verlagerung in die Hinterzimmer gibt, dass man sich im 21. Jahrhundert, wo das Internet so stark ist, nicht mehr dem Irrglauben hingeben darf, dass Menschen, die spielsuchtkrank sind, nicht andere Wege finden zu spielen. Ich glaube, dass es sich ins Ausland verlagern würde und dass wir hier definitiv nicht das erreichen würden, was vielleicht am Anfang, wenn man sich eine Milchmädchenrechnung ansieht, angenommen werden kann. 

Wir gehen den Weg der Kontrolle und des Schutzes, im besten Einvernehmen und in der besten Überzeugung, dass wir den Betroffenen hier optimale Rahmenbedingungen zur Verfügung stellen und ihnen helfen. Davon sind wir überzeugt, und ich wünsche mir sehr, dass wir gemeinsam einen Weg im Sinne der Betroffenen finden. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Zur Erinnerung darf ich noch erwähnen, dass für jede weitere Rednerin oder jeden weiteren Redner die Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. Zu Ihrer Information: Herr Abg Mag Maresch hat sich von 10.30 Uhr bis 13 Uhr entschuldigt. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich bei meiner Wortmeldung einerseits auf das Thema Jugendschutz, das ja schon öfter angesprochen wurde, konzentrieren und andererseits die schon angekündigten und auch zum Teil besprochenen Anträge einbringen. 

Der Jugendschutz: Wenn wir uns ansehen, wer jetzt am Kleinen Glücksspiel teilnehmen dürfte, so ist dies dahin gehend geregelt, dass Personen unter 18 Jahren nicht teilnehmen dürfen und dass die BetreiberInnen von Automatenlokalen Personen unter 18 Jahren den Zutritt verwehren müssten. 

Das ist nicht so, das wissen wir alle. Wir alle kennen diese verhüllten, beleuchteten Lokale auf den diversen Straßen, wie es ja auch schon angeführt wurde, und wenn man reingeht, dann sitzen dort ganz sicher Menschen unter 18 Jahren und spielen. Sie verspielen dort am Anfang ihr Taschengeld, und dann geht es weiter: immer mehr Geld und immer mehr Geld. 

Es gibt de facto in Wien keine Kontrolle des Jugendschutzes, und da können wir nicht länger zusehen und uns auch nicht darauf ausreden, dass es dann besser wird. Warum sollte es durch die neue Gesetzgebung besser werden? Wird die Polizei mehr oder verstärkt kontrollieren? - Ich glaube, nein, weil jetzt schon die Aufgaben der Polizei überbordend sind. Wird diese so genannte Novocard, wie sie ja genannt wird, das verbessern? - Nein, denn wir wissen aus Niederösterreich, dass diese Karten missbräuchlich verwendet werden, dass man zwar beim Abholen der Karte einen Lichtbildausweis vorlegen muss, auf der Karte selbst aber kein Lichtbild drauf ist und die Karte weitergegeben wird, sodass jeder mit dieser Karte in solche Lokale hineingehen kann, egal, ob er 18 Jahre und älter ist oder nicht. 

Weil schon angesprochen wurde, warum das Automatenglücksspiel hier so verteufelt wird: Alle ExpertInnen, die sich mit diesem Thema beschäftigen, bestätigen, dass für mehr als 80 Prozent diese Automaten der Einstieg in die Spielsucht sind. Es ist also nicht das Roulette, das ja erwähnt wurde, es ist nicht der Lotto-Toto-Schein, sondern es sind zu 80 Prozent die Spielautomaten. Da können wir uns jetzt nicht hinstellen und sagen, nein, das ist nicht so arg, denn das sind ohnedies nicht so viele, und es gibt auch noch andere. – Ja, es gibt auch noch andere, aber der Hauptteil der Spielsüchtigen ist in einem Alter von unter 18 Jahren in die Spielsucht eingestiegen und an den Spielautomaten. Es gibt ja zig Studien und Untersuchungen darüber, wie es in diesem Bereich aussieht, und es gibt eine, in der man sich die Geschlechterspezifität dieser Spielsucht und den Problembeginn angesehen hat. Und da sieht man, dass die jungen Männer hauptsächlich zwischen 15 und 18 Jahren einsteigen in die Spielsucht, in die Spielautomaten. Das dürften sie aber gar nicht, denn sie dürften ja an diesen Automaten nicht spielen. (Abg David Lasar: Sehr richtig!) Warum sind es dann so viele? (Abg Mag Wolfgang Jung: Weil die SPÖ so wenig ...!)

Bei den Frauen fängt es mit 19 an. Die sind zwar über 18, aber es ist auch noch sehr, sehr früh. Und ein erklecklicher Teil beginnt ebenso zwischen 15 und 18, an den Spielautomaten in dieses Leid der Spielsucht einzusteigen. 

Da können wir uns jetzt hinstellen und sagen: Nun, schauen wir zu und hoffen wir, dass es besser wird! - Wir glauben, es wird nicht besser werden und es muss hier eine massive Investition in den Jugendschutz geben, um hier wirklich aktiv zu werden. 

Und wie wirkt sich denn das aus? - Es ist ein Unterschied, ob Jugendliche an diesen Automaten an diesen schnellen Kick herangehen oder Erwachsene. Auch hier gibt es Psychologinnen und Psychologen, die sich damit auseinandersetzen und die bestätigen, dass die Spielsucht auf Jugendliche - und ich zitiere hier eine Psychologin – „eine ähnliche euphorisierende Wirkung hat wie der Kokainkonsum. Die Jugendlichen werden schneller abhängig vom Glücksspiel als Erwachsene und kommen schwerer davon los."

Ich möchte hier zitieren, was ein Betroffener sagt, der ein Interview gegeben hat und der Gott sei Dank seine Spielsucht überwunden hat und jetzt auch in der Spielerbetreuung und in der Aufklärung arbeitet. Er war damals 14 Jahre alt, als er das erste Mal vor dem blinkenden Automaten gestanden ist. Ab dann ist es losgegangen: Die Spielhallen haben ihn magisch angezogen, und er konnte nicht mehr aufhören und hat immer mehr Geld in die Automaten gesteckt. Ich zitiere ihn jetzt:

„Diese blinkenden Automaten haben mich magisch angezogen. Am Anfang war es sicher nur aus reiner Neugier und Spaß. Natürlich auch dieser Nervenkitzel, Geld gewinnen zu können. Die Erinnerung daran ist sehr emotional, ich habe ziemlich schnell viel Geld gewonnen, so einen Art Jackpot mit soundso viel“ - damals noch – „Schilling. Das war für mich als 14-Jähriger" - der war 14 und hat damals schon gespielt! – „wie ein Sechser im Lotto. Aber in den nächsten Tagen habe ich wieder alles verzockt." - Und so weiter. 

Er beschreibt dann, wie es war: Dass er seine ganze Umgebung belogen hat, dass er immer mehr Lügen erfunden hat, um die anderen Lügen aufrechtzuerhalten, wie er seine Familie belogen hat, bis es nicht mehr ging und er so viele Schulden hatte, dass er sich an eine Institution wenden musste, um aus diesem Schuldenteufelskreis rauszukommen.

Und es sind ja nicht nur die Betroffenen, die selbst, wenn sie diese Spielsucht angegangen sind beziehungsweise auch besiegt haben, dann zu Wort kommen und das kritisieren, sondern es sind auch jene Menschen, die mit Jugendlichen jeden Tag zu tun haben. Und ich möchte von diesen auch einen zitieren, nämlich aus einem Artikel, der vor Kurzem im „Standard" zu lesen war, wo eine Sozialraumanalyse durchgeführt wurde - und das kennen ja auch einige - in der „JugendZone 16", wo die Jugendbetreuer auch erzählen, wie es um ihre Jugendlichen, die sich dort aufhalten, bestellt ist: „Es ist warm drinnen, es gibt keinen Konsumationszwang, man darf rauchen, kann sich gratis Spiele der Heimat-Ligen anschauen und ist der Kontrolle der Familie entzogen. Wettcafés sind für Jugendliche sehr attraktiv."

Oder weiter: „Unserer Wahrnehmung nach ist die Spielsucht ein weit größeres Problem als der Missbrauch von Substanzen. Vor allem männliche Jugendliche ab 15" – wieder nicht 18 – „Jahren würden, wie ein Blick in Spiellokale zeigt, dort gerne ihre Freizeit verbringen, wenn sie sich nicht im Park treffen." Und, und, und.

Auch letztens vor zwei Tagen gab es wieder einen Aufschrei von Jugendarbeitern in Richtung Automatenglücksspiel. Aber nicht nur die Jugendarbeiter, sondern auch PolitikerInnen dieser Stadt äußern sich dazu, und zwar nicht grüne PolitikerInnen, sondern eine Politikerin, eine Bezirksvorsteherin der SPÖ, nämlich Frau Mospointner, hat sich in einem Interview von „Datum" ganz klar geäußert. Auch hier zitiere ich das „Datum": „Die Bezirksvorsteherin Hermine Mospointner, SPÖ, unterstützt die Forderung," - nämlich die Automaten zu verbieten – „obwohl die Stadt Wien jährlich rund 55 Millionen EUR an Steuereinnahmen aus dem Kleinen Glücksspiel lukriert. Auf dieses Geld könne sie verzichten, sagt die Bezirkschefin. ‚Für mich ist das nicht akzeptabel', sagt Mospointner, die ihr Amt seit 1996 ausübt. Das ständig verfügbare, legale Glücksspiel verführe nämlich nicht nur Jugendliche, sondern auch deren Eltern. ‚Zu mir kommen Mütter, die vor dem Nichts stehen, weil ihre Männer deshalb alles verloren haben. Das kann man doch nicht gutheißen.' Die Bezirksvorsteherin sagt, dass sie nicht wisse, was sie gegen die Automaten unternehmen soll. Ihre Macht sei begrenzt."

Und das stimmt: Ihre Macht als Bezirksvorsteherin ist begrenzt. Unsere Macht, hier etwas zu unternehmen, ist nicht begrenzt, und wir sollten das auch wahrnehmen.

Ich möchte jetzt zu den Anträgen kommen: Der erste Antrag beschäftigt sich mit dem Jugendschutz in den Automatenlokalen. Auch hier wird in der Begründung auf die Novocard eingegangen, die kein sicherer Schutz ist und nicht garantiert, dass Menschen unter 18 Jahren nicht mehr an den Automaten spielen werden, sondern dass es hier Umgehungen gibt und dass hier auch die gesetzlichen Regelungen eingehalten werden müssen. 

Und: Wir wissen, dass im Moment die Regelung dahin gehend ist, dass derartige Einrichtungen in einer Entfernung von mindestens 150 m von Einrichtungen, wo Jugendliche sich aufhalten, errichtet werden dürfen. Ist die Entfernung geringer, dürften sie das nicht. Und das wird umgangen, mittlerweile auch in Wien. Es werden diese 150 m nicht eingehalten. Sobald einmal eine Bewilligung für so einen Automaten, für so ein Lokal, Wettcafé erteilt ist und nachträglich eine Jugendeinrichtung in der Nähe errichtet wird, wird es nicht mehr überprüft, sondern erst dann, wenn die Lizenz erlischt. Ich stelle deshalb folgenden Antrag: 

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag beauftragt das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung, unverzüglich eine verstärkte Überprüfung der Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen und der Mindestabstände nach dem Veranstaltungsgesetz dieser Lokale zu Kinder- und Jugendeinrichtungen hinsichtlich der bestehenden Automatenlokale in Wien einzuleiten sowie den Entwurf einer Novelle des Wiener Veranstaltungsgesetzes vorzulegen, mit der verstärkte Maßnahmen zur Sicherstellung des Jugendschutzes bei Lokalen, in denen Münzgewinnspielapparate aufgestellt sind, und zusätzlich die Entfernung von Kinder- und Jugendeinrichtungen zu diesen Lokalen mit mindestens 300 m festgelegt werden. 

Wir beantragen die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Als zweiten Antrag möchte ich den Antrag betreffend Verdacht des Verstoßes gegen das Glücksspielmonopol in den Automatenlokalen in Wien einbringen. Es ist schon erwähnt worden: Derzeit sieht die Regelung vor, dass die Einsatzmöglichkeit mit 50 Cent und die Gewinnmöglichkeit mit 20 EUR pro Spiel begrenzt sind. Tatsache ist aber - und das wissen wir durch Lokalaugenscheine und aus diversen Berichten in verschiedenen Fernsehsendungen, aber auch sonstigen Medien -, dass das nicht so ist, dass diese erlaubten 50 Cent weit überschritten werden. Und Kollege Neuhuber hat ja gesagt, das hat sich verändert. Ja, es ist so, es hat sich tatsächlich verändert: Man kann jetzt mehr als 50 Cent einsetzen, und auch der Gewinn ist ein viel höherer; zumindest wird ein viel höherer versprochen. Wir glauben daher, dass wir hier wirklich überprüfen müssen, ob dem auch so ist. Und auch hiezu gibt es einen Antrag: 

„Der Wiener Landtag beauftragt das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung, unverzüglich eine umfassende Überprüfung der in Wien aufgestellten Münzgewinnspielapparate hinsichtlich der Einhaltung der Einsatz- und Gewinngrenzen zu veranlassen und die Mitglieder des Landtags schriftlich von den Ergebnissen in Kenntnis zu setzen. 

Auch hier wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt.“

Der nächste Antrag betrifft die Überprüfung von Automatenlokalen. Hier ist das Wiener Veranstaltungsgesetz betroffen, denn im Veranstaltungsgesetz ist ganz klar geregelt, wie diese Räume auszustatten sind, wie diese Räume auch mit Eingängen zu versehen sind beziehungsweise wie die Türen zu begehen sind beziehungsweise auch die sanitären Anlagen. Es gibt zig Einrichtungen in dieser Stadt, zig Automatenglücksspiellokale, die dem Veranstaltungsgesetz widersprechen, und wir haben in unserem Antrag solche als Beispiele aufgezählt. Es gibt zig davon, unzählige. Die Beispiele, die hier aufgeführt sind, sind folgende: im 1. Bezirk die Dorotheergasse, im 4. Bezirk die Operngasse/Ecke Linke Wienzeile, im 5. Bezirk Pilgramgasse, im 7. Bezirk die Mariahilfer Straße und die Neubaugasse 72, im 8. Bezirk die Blindengasse, im 12. Bezirk die Meidlinger Hauptstraße, im 15. Bezirk das Lokal in der Schweglerstraße, im 16. Bezirk ein Lokal in der Ottakringer Straße und im 17. Bezirk ebenfalls ein Lokal in der Ottakringer Straße.

Hier muss der Magistrat - Kollegin Schinner hat zwar gemeint, es wurde ohnedies alles überprüft, aber: es ist ja nichts dabei herausgekommen! - endlich tätig werden. Es muss geprüft werden, ob diese Standorte wirklich dem Veranstaltungsgesetz entsprechen. Der Beschlussantrag lautet wie folgt: 

„Der Wiener Landtag beauftragt das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung, unverzüglich eine umfassende Überprüfung der in Wien existierenden Automatenlokale, in denen das Kleine Glücksspiel nach dem Wiener Veranstaltungsgesetz betrieben wird, hinsichtlich deren räumlicher Situation im Hinblick auf die Einhaltung von § 15 Wiener Veranstaltungsgesetz einzuleiten und die Mitglieder des Landtags über die Ergebnisse schriftlich in Kenntnis zu setzen.

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Der vorletzte Antrag, den ich einbringen möchte, beschäftigt sich mit der Abhaltung einer Enquete zum Kleinen Glücksspiel. Wir haben gehört, dass der steirische Landtag seine Enquete schon vor mittlerweile drei Jahren abgehalten hat. Dazu waren ExpertInnen aus allen Bereichen eingeladen, auch SuchtexpertInnen und JuristInnen, aber auch Betroffene, die in diesem Fall wirklich die ExpertInnen sind. Das Ergebnis dieser Enquete war die Studie, die auch hier schon besprochen wurde, ernsthaft besprochen wurde. 

Wir vermissen eine derartige ernsthafte Auseinandersetzung hier in Wien und beantragen daher, dass der Landtag sich dafür ausspricht, dass in Wien eine Enquete zum Kleinen Glücksspiel wie im steirischen Landtag abgehalten wird. Diese soll spätestens bis zum 20. September dieses Jahres stattfinden, und die Ergebnisse dieser Enquete sollen ebenfalls publiziert werden – am raschesten im Internet, und wenn möglich dann auch in einer Studie. - Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Der letzte Antrag betrifft etwas, das ja auch schon diskutiert worden ist, nämlich die sozialen Folgekosten des Kleinen Glücksspiels in Wien. Wir wissen aus unterschiedlichen Studien, welche Auswirkungen das Kleine Glücksspiel auf betroffene Menschen und deren Familien hat. Es ist ja schon gesprochen worden von den Delogierungen, von den Arbeitsplatzverlusten, aber auch von den Suizidversuchen, die diese Menschen leider dann unternehmen, wenn sie aus ihrer Sucht nicht herauskommen. Auch hier hat die Steiermark schon einiges getan und ist uns um einiges voraus. Wir glauben, dass es notwendig ist, auch für Wien die sozialen Folgekosten des Kleinen Glücksspiels genauer zu betrachten und sich diese auch anzusehen. Der diesbezügliche Antrag lautet: 

„Der Wiener Landtag beauftragt die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales, eine Studie über die sozialen Kosten des Kleinen Glücksspiels in Wien von einer unabhängigen Forschungseinrichtung erstellen zu lassen. Diese Studie wird unverzüglich nach Fertigstellung den im Landtag vertretenen Fraktionen zur Verfügung gestellt und im Internet veröffentlicht.  

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte noch einmal das Gespräch zurückführen auf diesen ganz ursprünglichen Vorwurf und auf das, worum es meiner Meinung nach geht. 

Die Novomatic wünscht sich etwas, zahlt dafür den Parteien Geld über Inserate und erhält dafür ein passendes Gesetz und die Zustimmung der Parteien zum Kleinen Glücksspiel. Das ist der Punkt, der so verwerflich ist und der hier in der Kritik steht. Was mich besonders überrascht, ist in diesem Punkt eigentlich auch die FPÖ, die hier mit so viel Zufriedenheit mitgeht: Wenn man in Ihre Gesichter schaut, dann grinsen Sie so vor sich hin; man hat immer so den Eindruck, es ist wirklich die volle Zufriedenheit da, jetzt auch in diesen Genuss des Geldflusses zu kommen. 

Herr Abg Neuhuber - er war das, glaube ich – hat einen bemerkenswerten Hinweis geliefert, nämlich: Es macht keinen Sinn, das Kleine Glücksspiel zu verbieten, weil man ja im Internet spielen kann. - Der Umkehrschluss wäre dann aber der: Weil man im Internet ohnehin spielen kann, kann man durchaus in Wien auch das Kleine Glücksspiel fördern und Elend verursachen. - Ich bin nicht der Meinung, dass, weil eine Sache Elend verursacht, man dann als Gesetzgeber dazu übergehen kann, ebenfalls gnadenlos und unbedenklich Elend zu verursachen. Mir geht es immer um das Elend und die Verelendung. (Abg Mag Alexander Neuhuber: Das im Internet ist nicht kontrollierbar! Auch am Handy nicht!)

Aber das Kleine Glücksspiel ist ja – meine Vorrednerin hat es bereits gesagt – eine Einstiegsdroge in dem Sinn. So fangen viele junge Leute an. (Abg Mag Alexander Neuhuber, das Buch „Kleines Glücksspiel - Großes Leid?" in die Höhe haltend: Das hab ich zitiert!) Ja, in diesem Buch steht es ohnehin auch drinnen. 

Ich kann etwas von der Brisanz herausnehmen: Vielleicht sind wir einer Meinung in dem Punkt, dass es nicht gut wäre, Alkohol aggressiv zu bewerben, zum Beispiel im Fernsehen. Darauf werden wir uns ja einigen können: Das macht keinen Sinn. Und man kann die Werbung herausnehmen. Nur: Wenn man heute durch die Straßen einiger Teile Wiens geht, dann ist das aggressive Bewerbung und Einladung, was einem da begegnet. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das wird in diesem Gesetz eingeschränkt!) Ja, „das wird in diesem Gesetz ..." (Abg Dr Matthias Tschirf: Haben Sie es gelesen? Haben Sie das Gesetz gelesen?) - Gut. Machen wir weiter.

Etwas anderes: Ich erzähle Ihnen ein Beispiel. Vielleicht ist es einfacher, wenn man sieht, wie es Menschen mit diesem Problem geht. Mir hat unlängst ein junger Mann seine Geschichte erzählt. Der ist nicht einmal selbst spielsüchtig, sondern es ist der Vater, der spielsüchtig ist. Dieser Vater fährt in der Nacht illegal Taxi, und da kommen irgendwelche 1 700 EUR herein - und die verspielt er im Kleinen Glücksspiel. Auf diese Art und Weise hat er auch schon seine Wohnung verloren, wohnt jetzt selbst wieder bei seinem Vater. Und der junge Mann, von dem ich spreche, macht jetzt Folgendes: Er geht jeden Tag für diesen Vater einkaufen - denn Geld kann man ihm keines geben -, kocht bei ihm für ihn und kümmert sich darum, dass die Wohnung aufgeräumt ist und dass dort alles sauber ist. Und das macht er alles neben seinem Beruf als Kellner, gibt sein gesamtes Geld dafür wieder aus und hat keinerlei Hilfe, niemanden, der ihm hilft, und niemanden, der ihn unterstützt. 

An dieser Stelle sei vielleicht noch einmal erwähnt, dass zum Beispiel die Spielsuchthilfe, die ja möglicherweise auch ihm helfen könnte, von Wien überhaupt kein Geld bekommt. Das sind doch Dinge, die sich kaum zusammendenken lassen: Dass man auf der einen Seite das Kleine Glücksspiel zulässt und auf der anderen Seite der Spielsuchthilfe kein Geld gibt und in Wien kaum Therapiemöglichkeiten existieren und auch keine Prävention gemacht wird. Aus diesem Grund möchte ich jetzt zwei Anträge einbringen: Der erste Antrag betrifft die Schaffung einer altersgerechten Spielsuchtprävention, und ich hoffe, dass auch die SPÖ, die so uninteressiert ist an diesem heutigen Thema, wie man nur uninteressiert sein kann, zumindest bei der Abstimmung kurz aufwacht und aufzeigt. Dieser Antrag lautet wie folgt - ich möchte ihn vorlesen, er ist ganz kurz:

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag beauftragt die zuständigen Mitglieder der Wiener Landesregierung, bis Ende 2010 ein umfassendes und alle Altersstufen umfassendes Konzept zur Spielsuchtprävention für Wien vorzulegen.

In formeller Hinsicht beantragen wir da die sofortige Abstimmung.“ Das heißt, Sie werden Farbe bekennen müssen.

Mein zweiter Antrag betrifft die Bereitstellung von Mitteln für Spielsuchttherapieeinrichtungen. Was in der Begründung steht, wurde alles bereits gesprochen und besprochen. Ich möchte Ihnen daher nur den Beschlussantrag vorlesen:

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag spricht sich für die Zweckwidmung von 25 Prozent der gesamten Einnahmen aus der Wiener Automatenabgabe für Spielsuchtprävention sowie die Therapie von spielsüchtigen Menschen unter der besonderen Berücksichtigung von niederschwelligen, multiprofessionellen und ambulanten Einrichtungen aus.

In formeller Hinsicht beantragen wir ebenfalls wieder die sofortige Abstimmung.“ Das heißt, Sie müssen Farbe bekennen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eines noch, weil es mir auffällt, seit vielen Jahren, die ich hier in diesem Haus bin: Am schlechtesten umgehen können Sie eigentlich mit Problemen der Verelendung. Es gibt, wie immer, wenn es um das Problem der Sucht geht - und Sucht ist eine schwere psychiatrische Erkrankung, und diese Menschen können sich nicht selbst helfen und sie können nicht einfach aufhören mit ihrer Sucht -, in der Folge Probleme wie Schulden, Arbeitslosigkeit, oft auch Obdachlosigkeit, möglicherweise auch Kriminalität, die dann in die Verelendung hineinführen. Und was Sie diesen Leuten verweigern, ist Hilfe und Prävention, damit diese Verelendung nicht eintritt. Wir sehen das auch, wenn es um Menschen geht, die andere Drogen konsumieren. Es ist immer genau der Punkt, wo man eingreifen müsste, um Verelendung ... (Abg Heinz Vettermann: Da seid ihr aber für Legalisierung!) Bitte? (Abg Heinz Vettermann: Da seid ihr aber eher für Legalisierung, bei Drogen!)

Ja, wir können auch über das sehr gerne reden. Wir haben zum Beispiel seit Jahren einen Vorschlag gemacht, der die Verelendung stoppen soll, zum Beispiel bei Leuten, die Heroin konsumieren. Du weißt das auch. Konsumräume zum Beispiel wären hervorragend geeignet, die Verelendung zu stoppen. Aber auch da ist es die SPÖ, die davor zurückschreckt, diesen Schritt zu gehen, wahrscheinlich aus purer Angst vor rechtspopulistischen Einwänden, die dann sicher kämen. Und auch da wird den Leuten eindeutig wieder jene Hilfe versagt, die die Verelendung abstoppen könnte. - Da kann ich nicht mit, weil ich ehrlich gesagt überhaupt nicht verstehe, was an diesem Verhalten sozialdemokratisch sein soll. Es ist mir unverständlich!

Ich würde sehr darum bitten und Sie auch auffordern dazu, dass man in Wien vielleicht einmal einen Arbeitskreis macht, wo wir uns nur diesen einen Punkt, nämlich Verelendung, verursacht durch Sucht - und es ist ganz egal, welche, ob es jetzt um Alkohol geht oder um die Spielsucht oder um eine Heroinsucht, es ist ganz egal -, einmal anschauen und schauen: Welche Maßnahmen muss diese Stadt setzen, um die Verelendung infolge von Suchterkrankungen abzustoppen? - Dazu würde ich auffordern und auch einladen, das zu tun. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie haben durch Ihre heutige Teilnahmslosigkeit und Ihr Desinteresse schon sehr viel gesagt, schon sehr viel gezeigt, wie egal Ihnen das Problem ist (Abg Nurten Yilmaz: Die GRÜNEN aber auch, oder? Die Hälfte der grünen Abgeordneten ist auch nicht da!) und dass es Ihnen wichtiger ist, das Geld einzusackeln, als tatsächlich Menschen zu helfen. Ich bedauere das sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch die lieben Kolleginnen und Kollegen außerhalb: Wenn Sie die Abstimmung nicht versäumen wollen, kommen Sie bald herein! (Abg Mag Wolfgang Jung: Ihre Klubobfrau fehlt auch!) Die ist schon auf dem Weg. (Abg Mag Wolfgang Jung: Ja, ja! Sie war vorher nicht sehr interessiert an der Sache!) 

Nichtsdestoweniger erlaube ich mir, auf ein paar Punkte einzugehen, und beginne mit der ÖVP.

Die ÖVP hatte jahrelang in dieser Frage die geradeste Linie. Ich denke, Johannes Hahn wurde nicht umsonst de facto aus dem Aufsichtsrat der Novomatic der Chef der Wiener ÖVP. Das ist eine gerade Linie, da gibt es nichts zu deuteln, da weiß man, dass es die Bezüge gegeben hat im Verhältnis zueinander. Ihr habt es auch nie abzustreiten versucht. - Passt. 

Warum soll die ÖVP Interesse daran haben, dass der Novomatic irgendetwas passiert, kam doch ihr ehemaliger Wiener Chef direkt von der Novomatic? (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Und was tut er jetzt?) Jetzt ist er in der EU-Kommission. (Abg Godwin Schuster: Aber er war nie Aufsichtsrat!) Nein? (Abg Godwin Schuster: Schlecht recherchiert!) Entschuldigung! (Abg Godwin Schuster: Er war Geschäftsführer!) War er „nur" Geschäftsführer? - Ich entschuldige mich! Ich entschuldige mich bei allen. Ich habe mich nämlich geirrt: Er war nicht nur Aufsichtsrat, er war nicht Aufsichtsratschef. Angesichts dessen, wie, wie wir wissen, Aufsichtsräte in verschiedenen Unternehmungen agieren und welche Relevanz sie haben, bin ich froh darüber, aufgeklärt zu werden: Er war Geschäftsführer! Er war verantwortlich für die Politik der Novomatic! Und dann war er verantwortlich für die Politik der ÖVP. - Lassen wir das einfach so stehen. 

Dann kommen wir zur FPÖ, die eine sehr dubiose Rolle in dieser Geschichte spielt. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Die GRÜNEN haben wieder eine weiße Weste!) Lange Zeit hat man der SPÖ vorgeworfen - unter Bundeskanzler Gusenbauer -, sie wäre eine Umfallerpartei. (StR Johann Herzog: Die GRÜNEN haben die reine Wahrheit gepachtet – wie immer!) Nur: Was ist denn die FPÖ in der Frage Kleines Glücksspiel? - Jemand, den ich normalerweise des Zitierens unwürdig empfinde, sagte einmal vor nicht allzu langer Zeit: „Drogenhandel und Prostitution sind die Geschwister der Glücksspielszene." - Wissen Sie, wer das war? - Ihre Präsidentschaftskandidatin! 

Aber es gab den einen oder anderen „Report", in dem sowohl StR Ellensohn als auch Abg Jung aufgetreten sind und klargemacht haben, dass das Kleine Glücksspiel im Endeffekt tausende Menschen in den Ruin treibt. Es gab Stellungnahmen, in denen zu lesen war: Die gängige Praxis der Stadt Wien, die einerseits für den Jugendschutz verantwortlich ist, andererseits am Kleinen Glücksspiel gewaltig verdient, wird kritisiert. Offenkundig werden die Lücken im Glücksspielgesetz bewusst in Kauf genommen. 

All das gilt immer noch - noch gibt es kein Bundesgesetz -, und dennoch ist plötzlich die FPÖ Hauptlobbyist der Firma Novomatic! Ob das damit zusammenhängt, dass plötzlich in jeder zweiten Ausgabe der „Neuen Freien Zeitung" ein ganzseitiges Inserat der Firma Novomatic enthalten ist? 

Aber seien wir uns doch ehrlich: Wenn man hinausgeht auf die Straße und die Menschen fragt: Das neue Glücksspielgesetz, ist das unabhängig von der Novomatic entstanden? (StR Johann Herzog: Das weiß kein Mensch!), dann lachen die Menschen darüber. (StR Johann Herzog: Das weiß kein Mensch!) Das wissen die Leute! Sie wissen es genau und wir wissen es auch. Die Bevölkerung draußen ist überzeugt davon, dass sich die Firma Novomatic die SPÖ, die ÖVP und die FPÖ gekauft hat. (Abg Dr Franz Ferdinand Wolf: Vorsicht!) Davon ist die Bevölkerung überzeugt!

Frau Abg Schinner! Ich habe mich am Anfang gefreut, als Sie gesagt haben, Sie möchten es aufs Schärfste zurückweisen, dass sich irgendeine Firma in Österreich ein Gesetz kaufen kann. Und ich habe mich wirklich gefreut, weil ich mir gedacht habe, genau das ist jetzt der Schwenk in der SPÖ, den ich mir erhofft habe. Und dann kam der Nachsatz, in dem behauptet wurde, es sei eine Unterstellung, und sämtliche diesbezüglichen Hoffnungen waren wieder passé. Denn obwohl die Firma Novomatic auch gerne in der Mitgliederzeitung, glaube ich, der SPÖ, im Mitgliedermagazin der SPÖ, sogar auf der U4 inseriert - und nicht nur ein Mal -, obwohl auf den kleinen Plakaten in den Informationsschaukästen die Firma Admiral - de facto gleichzusetzen mit Novomatic - das Plakat mitfinanziert, streiten Sie es einfach ab. 

Denn was macht das neue Gesetz in der Vereinfachung? - In der Vereinfachung: Alles, was jetzt illegal ist, wird legalisiert. Das macht das neue Glücksspielgesetz. (StR David Ellensohn: Es wird schlimmer!) Es wird sogar schlimmer: Man darf höhere Einsätze verwenden.

Und am besten finde ich dann, wenn die Kollegin Schinner sagt, die MA 36 hat hunderte Kontrollen durchgeführt. - Ist Wien wirklich anders? Wenn das Finanzministerium feststellt, dass kein einziger Automat legal funktioniert, was hat denn dann die MA 36 geprüft? Und wenn jeder Spielsüchtige in Wien weiß, wie man auf so einem Automaten um erheblich mehr als um 50 Cent spielen kann: Sind die alle um so viel intelligenter als die MA 36, die prüfen geht? - Nein, sicher nicht. 

Und, Kollege Neuhuber, wenn in Vorarlberg lauter Automaten illegal aufgestellt sind: Es reicht, wenn man ihn sieht, um zu wissen, er ist illegal. Sie wollen überhaupt nichts kontrollieren, und es wird nichts unternommen, und dann glauben Sie im Ernst, dass was unternommen wird, wenn ein Automat an einer Standleitung zum Rechenzentrum hängt. (Abg Dr Franz Ferdinand Wolf: Quer durch Österreich!) Quer durch Österreich laufen Anzeigen. 

Jetzt kann man noch zum Glücksspiel stehen, wie man will, aber quer durch Österreich laufen Anzeigen. Das Finanzministerium stellt fest, das ist illegal, und viele andere auch. Und es passiert nichts, so als ob eine riesige Sicherheitsglocke über der Firma Novomatic hinge. Und wer ist dafür verantwortlich? Nun, die GRÜNEN sind es nicht. Dann sind es, wahrscheinlich, wenn man die Politik dafür verantwortlich macht, genau die Parteien, die Lobbying für das Kleine Glücksspiel betreiben. Und das sind nun mal die SPÖ, die ÖVP und seit Neuestem die Freiheitlichen. 

Kollege Jung, Kollege Lasar, wie viel haben Sie dafür bekommen. (Abg David Lasar: Nicht einen Cent!) Zumindest die Inserate werden ja was kosten. Und diese Antwort hätte ich gerne von jeder Partei. Wie viel erhalten Sie von der Firma Novomatic, (Abg David Lasar: Keinen Cent habe ich bekommen!) sei es als Veranstaltungssponsoring, sei es als Inserate, sei es als Kooperation, sei es als direkte Spende. Warum sagen Sie es denn nicht? Sie sind ja Lobbyist für die Firma Novomatic, für das Kleine Glücksspiel, das tausende Menschen in Armut stürzt. 

Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, Sie plakatieren gerade in Ihrer Frühjahrskampagne für Wien. „Wir machen", das ist beim Kleinen Glücksspiel eine gefährliche Drohung. Sie machen es, Sie machen, dass in Wien Familien verarmen. Sie machen es, indem Sie die Kriminalität in Wien durch das Kleine Glücksspiel, beschützen. Sie machen es, (Abg Godwin Schuster: Was denn, bitte!) was auch festgestellt wurde von der MA 36. Obwohl das Finanzministerium sagt, jeder Automat sei illegal, (Abg Godwin Schuster: Wir beschützen also die Kriminalität!) findet die MA 36 bei hunderten Kontrollen keinen Grund, um einen Automaten einzuziehen. 

Entschuldigung, es tut mir leid, und deshalb sage ich Ihnen in Bezug auf Ihre Frühjahrskampagne: Was Sie machen, ist eine gefährliche Drohung für Wien. Wir machen es besser, denn wir sind dafür, dass die Spielsucht bekämpft wird, (Abg Godwin Schuster: Nein!) dass die Spielautomaten bekämpft werden, dass man den Menschen hilft, denn Spielsucht macht tausende Menschen arm. Automatencafés verschandeln Wien. 

Warum wird nicht kontrolliert? Die einfache Antwort steht drauf: Wir, die GRÜNEN, wir lassen uns nicht von der Firma Novomatic kaufen und es ist anscheinend so, dass wir dabei die Einzigen sind. 

Ich bringe jetzt noch einen Antrag ein, und Sie können, (Abg Godwin Schuster: Entschuldigen Sie sich, wir beschützen die Kriminalität, das ist hirnrissig!) Sie können gerne, Kollege Godwin Schuster, herauskommen und Stellung beziehen. Ich habe es als für sehr traurig erachtet, dass von allen anderen Parteien jeweils nur ein Redner oder eine Rednerin herausgekommen ist. 

Kollege Schuster, diskutieren Sie mit uns. Wir bleiben gerne heute länger da, um über das Kleine Glücksspiel zu diskutieren, und wie wir endlich eine Handhabe gegen das Kleine Glücksspiel bekommen, wie wir das erreichen können, aber sicherlich mit einem Bundesgesetz, das die Verarmung und die Verelendung der Menschen legalisiert, nicht. Dagegen wehren wir uns, und dagegen werden wir sicher auch in Zukunft auftreten. (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Nurten Yilmaz: Schau!) 
Kollegin Nurten, ich habe zugehört, und ich habe das Gesetz gelesen (Abg Nurten Yilmaz: Ja, gut!) und ich habe mitbekommen, dass Sie keine einzige an Sie gerichtete Frage beantwortet haben. Wie viel verdient die SPÖ an der Novomatic, sagen Sie es. (Abg Nurten Yilmaz: Nichts!) Nichts! Jedes Inserat der Firma Novomatic ist geschenkt, jedes Inserat am Donauinselfest oder bei Veranstaltungen ist geschenkt, und jede Kooperation. (Abg Mag Wolfgang Jung: Inserate!) Glauben Sie das im Ernst? 

Ihr schützt die kriminellen Aufsteller von Automaten, weil kein einziger Automat - obwohl jeder Spielsüchtige weiß, wie es geht - den entsprechenden Regelungen entspricht. Das wissen Sie, das wurde festgestellt. Sie wissen auch, wo die Automaten stehen, Sie wissen es doch ohnedies. Warum tun Sie nichts, warum tun Sie nichts? Es gibt noch kein Bundesgesetz, das die Situation, so wie sie ist, legalisiert. Das gibt es noch nicht. Ziehen Sie die Verantwortlichen aus dem Verkehr und helfen Sie mit, den Spielsüchtigen eine Chance zu geben. 

Sie sind ja auch nicht bereit, aus den Mitteln der Stadt Wien die Spielsucht zu finanzieren, das wollen Sie ja auch nicht. Die Absurdität ist, die Firma Novomatic wird tatsächlich angehalten - und macht das auch -, ein bisschen was den Spielern zu sponsern, weil sich die Stadt Wien weigert, und macht damit den Bock zum Gärtner. 

Aber ich habe jetzt noch genau zwei Minuten und ich möchte noch zwei Anträge einbringen. 

Der eine Antrag beschäftigt sich mit der indirekten Parteienförderung. Sie werden darin aufgefordert, dass die im Wiener Landtag vertretenen Parteien alle Geldflüsse von der Novomatic zur eigenen Parteikasse offenlegen. Der in der Öffentlichkeit vorherrschende Eindruck, dass die Politik von SPÖ, ÖVP und FPÖ gekauft werden kann, schadet unserer Demokratie. Daher empfiehlt der Wiener Landtag, dass alle Parteien die Gelder, die sie von Novomatic erhalten haben, Vereinen spenden, die sich um Spielsuchtprävention und um die Therapie von Spielsüchtigen kümmern. Ich bringe auch noch einen zweiten Antrag ein in Bezug auf die jetzige Novelle zum Kleinen Glücksspielgesetz: 

„Der Wiener Landtag fordert die Bundesregierung auf, von dem vorliegenden Entwurf einer Novelle des Glücksspielgesetzes Abstand zu nehmen.“ 

Einer Novelle übrigens, die jetzt aus rund 1 400 Konzessionären - es sind kleinere Betriebe, die Automaten führen dürfen - de facto ein Quasimonopol mit drei mal neun Lizenzen macht. Ihre kleinen Wirtschaftstreibenden, von denen Sie sagen, dass Sie die immer vertreten, die werden ohnedies alle zugunsten der Firma Novomatic auf die Seite geschoben, weil eines kann man jetzt schon wissen: In jedem Bundesland wird eine Firma zumindest eine der drei Lizenzen bekommen. Raten Sie einmal, wie die heißt. Welche Firma wird in jedem Bundesland eine Lizenz bekommen? Die Firma Novomatic. (Abg Mag Eva Lachkovics: Na geh!) Da lehne ich mich jetzt nicht weit aus dem Fenster hinaus, da bin ich ziemlich sicher, da traue ich mich wetten darauf. Und weil wir schon beim Spiel sind, wettet irgendwer von Ihnen dagegen, dass die Firma Novomatic zumindest in jedem Bundesland eine Lizenz erhält? – (StR David Ellensohn: Ich glaube nicht, dass es wer tut!) Niemand, gut, voraussichtlich auch die Casinos Austria, und möglicherweise ein kleiner Dritter. 

Nichtsdestotrotz, das von der Bundesregierung geplante Gesetz, das Verelendung schürt, das nichts gegen die Spielsucht unternimmt, das noch dazu aufrechterhält, dass auch noch unzählige Terminals neben den Geldspielautomaten aufgestellt werden können, ist schlecht. Stimmen Sie mit uns gegen das neue Glücksspielgesetz und machen Sie es tatsächlich wie die Wiener GRÜNEN für Wien, wir machen es besser. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Marianne Klicka: Es freut mich, dass die Wienerinnen und Wiener auch an unseren Diskussionen interessiert sind und darf heute eine Gruppe von Meidlingerinnen und Meidlingern bei uns herzlich begrüßen. (Beifall von allen Fraktionen.) 

Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Valentin. Ich erteile es ihm. 

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Besucherinnen und Besucher auf der Galerie! 

Es tut mir leid, dass ich Herrn Margulies seine Perspektive, es gäbe keinen zweiten sozialdemokratischen Redner, zerstören muss. Es freut mich, das einmal mehr tun zu können, nämlich, um auch die Perspektive des Herrn Margulies zu zerstören.

Ich versuche vielleicht, wieder ein bisschen auf das sachliche Thema zurückzukommen und möchte Sie, besonders die Abgeordneten von den GRÜNEN, mit einigen Adressen konfrontieren:

4020 Linz, Blumauerstraße 29, 4020 Linz, Hafnerstraße 2, 4020 Linz, Landgasse 6, 4020 Linz, Wiener Straße 15, Wiener Straße 34 auch 4020 Linz, in Augenkontakt zur vormaligen Adresse. Viele Adressen in Traun, viele Adressen in Weiz, viele Adressen in Linz, was haben sie gemeinsam? Sie haben gemeinsam (StR David Ellensohn: Anzeigen bei der Polizei!) schon wieder falsch, schon wieder falsch, aber das zeichnet Sie in Ihrer Debatte ja aus, es zeichnet Sie aus. (StR David Ellensohn: Anzeigen bei der Polizei!) Es zeigt deutlich, dass dort vollzogen wird, was Sie Wien abraten, aber was Sie im Übrigen, meine Damen und Herren von der Grün-Partei, mit Ihrer Anteilschaft im Regierungsbündnis, mit Ihrem Sitz in der oberösterreichischen Landesregierung, mittragen. (StR David Ellensohn: Das ist eine Lüge!) Das ist das Land Oberösterreich, wo Sie in der Landesregierung sitzen, wo Sie mitbestimmen können, wo Sie Nein sagen könnten. Und was geschieht dort? (StR David Ellensohn: Lauter Lügen!) Das Kleine Glücksspiel ist verboten, gleichzeitig haben wir 3 000 illegale Automaten und die Grünen schauen zu, die Grünen schauen zu, wie Menschen ausgeliefert werden. (StR David Ellensohn: Das ist gelogen!) Die Grünen schauen zu, wie Menschen verführt werden, ich würde sagen, sie schauen zu, wie die Jugend mit Füßen getreten wird. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Eine bewusste Lüge!) 

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Ich erteile ... 

Abg Erich Valentin (fortsetzend): Und das, Kollege Margulies, ich hoffe, dass es bei dieser Person Lassak auch die Zwischenrufe ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Ich ersuche Sie um Ruhe (Abg Dipl-Ing Martin Margulies zur Präsidentin: Darf man das nicht sagen?) und erteile Ihnen für das Wort „Lüge“ einen Ordnungsruf. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Es ist keine Lüge, dass das in Oberösterreich verboten ist!) Es ist so, dass Sie dafür keinen Beleg vorweisen können. 

Abg Erich Valentin (fortsetzend): Ich stelle noch einmal fest, Kollege Margulies, es ist keine Lüge, dass die oberösterreichischen Grünen in der Landesregierung sitzen, es ist keine Lüge, Herr Kollege Margulies, dass das Kleine Glücksspiel in Oberösterreich verboten ist, es ist keine Lüge, dass 3 000 illegale Automaten dort stehen, und es ist keine Lüge, dass sie zuschauen. (Beifall bei der SPÖ – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist eine Lüge!) Es ist aber auch durchaus (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Und die Polizei unternimmt nichts!) Ich weiß, dass die Polizei nichts unternimmt ... 

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Ich ersuche Sie, den Ton dem Haus anzupassen. 

Abg Erich Valentin (fortsetzend): Ich weiß, dass Ihnen das weh tut, und ich weiß, dass Sie dünnhäutig sind, ich weiß, dass Sie sehr großzügig im Austeilen, aber sehr schlecht im Einstecken sind, das ist Ihre Problematik, meine Damen und Herren. Schauen Sie in ein Bundesland, wo Sie ausnahmsweise nichts dafür können, ja, schauen Sie nach Vorarlberg, und es ist wirklich sehr ratenswert, sich bei der Debatte - und ich habe es einmal mehr getan – auf den Spielerschutzseiten im Internet ein bisschen umzuschauen, in Dialog zu treten, in Facebooks zu treten, um mit den Betroffenen zu reden. (Abg Marco Schreuder: Ja!) Ja, wenn man sich dann anschaut, was in Vorarlberg möglich ist: In Vorarlberg ist es möglich, dass das Glücksspiel verboten ist, und das ist der Weg, den Sie uns raten, und in Vorarlberg ist es möglich, dass Sie in Casinos hineingehen und glauben, Sie sind bei den Casinos Austria. Da gibt es Roulettetische, da sind Pokertische, da sitzen Croupiers herum. Das ist alles illegal, das ist alles illegal, und nichts geschieht. Und glauben Sie mir, diesen Weg wollen wir in Wien nicht gehen. Wir wollen in Wien einen Weg gehen und das besitzt die Mehrheit - ich komme schon dazu - wir wollen in Wien einen Weg gehen, meine Damen und Herren - und das haben drei Parteien im letzten November in diesem Landtag bekräftigt -, dass der folgende Parameter zum einen den Jugendschutz deckt: Es muss gewährleistet sein, dass kein Jugendlicher an so eine Maschine kommt, es muss gewährleistet sein, dass kein Jugendlicher dem Spiel ausgesetzt wird. Das ist der erste Punkt. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Das Experiment in Oberösterreich ist gescheitert!) Ich rede nicht über Gescheitertes, aber ich überlasse Ihnen gerne den Vortritt, wenn Sie über Scheitern reden. Das gehört Ihnen einmal mehr, keine Frage. Ich rede darüber, was gegen Ihre Stimmen die Mehrheit des Wiener Landtages im letzten November beschlossen hat. Darüber rede ich, und über nichts anderes, also über Jugendschutz. 

Zweitens, Sie haben gesagt, Sie wollen sicherstellen, dass Menschen, die sagen, ich bin spielsüchtig, ich möchte mich vor mir selber schützen, geschützt werden, und dass diese keinen Zugang mehr bekommen. Das haben wir auch gesagt. Wir haben auch gesagt, dass wir ganz dringend haben wollen, dass es keine Umgehungstatbestände gibt, dass gewährleistet ist, dass das Ganze kontrolliert wird, und wir haben gesagt, meine Damen und Herren, dass wir diese Kabäuschen, diese grauslichen, verschmutzten, unansehnlichen, das Stadtbild belastenden kleinen Geschäftslokale, die das Kleine Glücksspiel derzeit beherbergen, nicht mehr haben wollen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Wer hat denn das alles in Wien zugelassen?) Kollege Margulies, auch Zuhören hilft, Fragen sparen. Warten Sie ab, was ich noch sagen werde. 

Also, das wollen wir gemeinsam. In der Zwischenzeit, so haben wir gesagt, und Sie waren dagegen, ich sage noch einmal, Sie waren damals dagegen, wir haben gesagt, wenn der Bund nicht bis Jahresfrist ein Gesetz zustande bringt, werden wir selber etwas machen. In der Zwischenzeit gibt es eine Regierungsvorlage. Dieses Gesetz ist ... (Abg Mag Maria Vassilakou und StR David Ellensohn: Miserabel!) Mag sein, Sie können durchaus dieser Meinung sein, aber es ist noch nicht im parlamentarischen Bearbeitungsstatus und wir haben gesagt, wir werden dann, wenn das Gesetz fertig ist, wenn die Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus auf der Ringstraße ihre Beratungen beendet haben und zu einer Mehrheitsfindung kommen, dazu Stellung nehmen. Und ich nehme an, meine Damen und Herren, auch Sie werden dort etwas zu sagen haben, genauso wie die sozialdemokratischen Abgeordneten dazu etwas zu sagen haben, und es werden auch die anderen Fraktionen etwas dazu sagen, und dann schauen wir uns das Endergebnis an und dann werden wir gemeinsam feststellen, nämlich die Parteien, die das im November beschlossen haben, ob das, was wir beschlossen haben, in dem Gesetz drinnen ist oder nicht drinnen ist. Und dann müssen wir uns die Frage stellen, welche zusätzlichen Maßnahmen wir in die Landesgesetzgebung einbringen. Das ist der Status. Ich verstehe überhaupt nicht, warum wir jetzt darüber diskutieren, wo der parlamentarische Lauf nicht einmal noch begonnen hat und die Sache noch nicht einmal im Ausschuss ist. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Weil wir jetzt das Thema hier haben!) 

Und ich denke mir, es ist auch unzulässig - und da komme ich auch gleich zu den Anträgen - es ist auch unzulässig, den Eindruck zu erwecken, dass nicht kontrolliert wird und Sie haben das getan, als Kollegin Schinner hier diese Zahlen, die Sie offensichtlich überrascht haben, einmal mehr gesagt hat, dass 2009 800 Lokale und 1 500 Spielapparate kontrolliert wurden und dass es 2009 ... (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Aber!) Sagen Sie es noch einmal. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Ist das die Möglichkeit, und das bis zum heutigen Tage!) Darf ich Sie zitieren, Kollege Margulies? Gut. Und geschehen sind 550 Verwaltungsverfahren. Das heißt, 550 Mal wurde Anzeige erstattet. Da sind nicht Kontrolleure der Stadt Wien hineingegangen, haben die Augen zugemacht und sind hinausgegangen, sondern haben Anzeigen erstattet. Es laufen Verfahren, (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Aber geh!) und bis zum heutigen Tag 2010 sind es 250 Verfahren, die laufen, und es gab auch Konzessionszurücknahmen, weil Fristen verstrichen sind. 2009 sind 94 Konzessionen zurückgezogen worden und dieses Jahr sind es schon 89. Es stimmt einfach nicht, dass nichts getan wird. Es wird nach Möglichkeiten des derzeitigen Gesetzes kontrolliert, es werden Anzeigen gemacht, es wird gestraft, bis zur Höhe von 7 000 EUR werden Strafen ausgesprochen und Sie haben selber gesagt, dieses Gesetz ist unzureichend, und es haben ja die drei Parteien im Wiener Landtag diesem Antrag im November zugestimmt und formuliert, „weil wir Verschärfungen haben wollen“. Und ich sage einmal mehr, und das sage ich auch im Hinblick dessen, und das sei das Letzte was ich heute dazu noch sagen möchte: Es ist auch nicht wirklich eine Form von besonderer Reife, denke ich mir, und Sie werden es von unserer Fraktion nicht gehört haben, ja noch niemals gehört haben, wenn andere Fraktionen anderer politischer Meinung sind, dass ihnen dann unlautere Beweggründe unterstellt werden. Das ist etwas - und das sage ich ganz klar und deutlich -, was dieser Wiener Landtag nicht notwendig hat und ich würde mir sehr wünschen, dass Sie sich von dieser Art der Qualifizierung fortbewegen. Wir haben es nicht notwendig, auf dieser Ebene zu diskutieren, es ist dieses Landtages für unwürdig zu erachten. Ich sage Ihnen das klar und deutlich, (Beifall bei der SPÖ.) und Argumente werden dadurch nicht wahrer, das kann ich Ihnen versichern. (Abg Marco Schreuder: Die waren sehr wahr, das kann man sehen!) 
Meine Damen und Herren, einmal mehr: Nehmen Sie doch einmal zur Kenntnis, dass nicht alle Ihrer Meinung sein müssen. Und stellen Sie sich die Frage, meine Damen und Herren, wie die Grünen in Oberösterreich agieren. Ich sage einmal mehr, fragen Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen, die in der Landesregierung sitzen, ob sie meinen, dass Ihr Kurs ein guter ist. 

Ich gebe meiner Fraktion und auch dem Hohen Landtag die Empfehlung, die Anträge abzulehnen, die gestellt worden sind. Erstens weil sie Gesetze behandeln, die noch nicht einmal im parlamentarischen Lauf sind. Das ist auch dem Hohen Haus gegenüber nicht fair, würde ich meinen. 

Zum Zweiten, weil Kontrolltätigkeiten, die eingefordert werden, in massiver Art und Weise gemacht werden, weit über 500 Anzeigen im Jahr sind ein beredtes Zeugnis dafür, dass sehr wohl kontrolliert wird. Über 800 Lokale wurden besucht, über 1 500 Automaten überprüft. Das ist etwas, was sehr beachtlich ist, und ich sage Ihnen einmal mehr: Es gibt viele Phänomene in unserer Gesellschaft wo es sich erwiesen hat, dass ein kontrollierter Zugang und ein durch die Öffentlichkeit gesichertes Umfeld sicherer und gescheiter ist, als es zu verbieten. Und das ist eine dieser Materien, meine Damen und Herren. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als nächster Redner zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Ellensohn zu einer tatsächlichen Berichtigung. Ich teile mit, dass die Redezeit dafür drei Minuten nicht überschreiten darf. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Richtig ist, dass das Land Oberösterreich existiert, richtig ist, dass die Grünen dort in der Landesregierung sitzen, die Sozialdemokratie auch, - da gibt es übrigens eine Konzentrationsregierung - richtig ist, dass die Sozialdemokratie Probleme hat, die ständigen Niederlagen in Oberösterreich sie weit hinuntergeführt haben und dann auch noch dazu schwer zu verkraften sind, und richtig ist auch, dass wir hier mit Verleumdungen konfrontiert werden und mit Lügen, und das nicht zum ersten Mal. Das ist alles richtig. 

Was stelle ich richtig im Umgang mit der Novomatic? Hier wurde gesagt, die Grünen sitzen dort in der Landesregierung und die Missstände, die aufgezählt worden sind, sind im Übrigen auch richtig, ja, und die Grünen machen nichts. Also, wer dort nichts macht, ist zum Beispiel das zuständige Landesregierungsmitglied - nicht von den Grünen -, wer dort nichts macht, ist die Sozialdemokratie, und wer dort nichts macht, ist die ÖVP. 

Was haben die Grünen gemacht in Oberösterreich? Alle diese Lokale noch mal angezeigt. Das Problem ist, wir sind nicht die Polizei, und auch meine Kollegen und Kolleginnen in Oberösterreich nicht, das, was die Politik dort machen kann oder ein Bürger machen kann, eine Bürgerin, ist, eine Anzeige zu formulieren, und genau das haben die Grünen gemacht, nämlich weil die Automaten illegal sind. Warum passiert nachher nichts? Und es sind immer die Grünen im Spiel. Dort gibt es nicht eine, nicht zwei, nicht drei, sondern dutzende Anzeigen, und keine einzige hat zu einem Ergebnis geführt. Die Frage bleibt, wer hat hier einen Schutzschild über die Firma Novomatic gelegt. Und es sind offensichtlich andere, unter anderem, wahrscheinlich ein Lobbyist wie der Herr Meischberger - FPÖ früher einmal -, der 450 000 EUR kassiert, so steht das überall, hat er gekriegt, um dafür zu sorgen, dass diese Novelle entsprechend vorangetrieben wird. 450 000 EUR, seine Firma, (Abg Mag Wolfgang Jung: Da gibt es eine Bewilligung!) und was weiß ich, wer alles da etwas gekriegt hat von dem Geld, was heute im „profil“ steht. 

Richtig ist also, und ich berichtige jetzt tatsächlich das, was von GR Valentin gesagt wurde, die Grünen machen nichts in Oberösterreich. Das ist genau falsch, die SPÖ macht dort nichts, logisch, die ÖVP macht dort nichts, logisch. Die Anzeigen der Grünen, das ist das, was sie dort machen, und mehr können wir nicht machen, weil der Rudi Anschober darf nicht in das Lokal reingehen und den Automaten mitnehmen. (Abg Nurten Yilmaz: Sie sagen das da?) Andere dürften das, ja andere dürften das. Wir wissen, wo sie stehen, das ist wie in Vorarlberg, wir wissen, wo die Automaten stehen, man muss ja nur reingehen, wenn man einen sieht, in Vorarlberg ist es illegal, wenn man einen sieht in Oberösterreich, ist es illegal, man muss ihn nur mitnehmen. 

Und eine Berichtigung noch zum Magistrat: Es ist nicht darum gegangen, ob sie hingehen und kontrollieren, sondern wenn in der Novelle im Text, in den Erläuterungen zum Erlass vom Finanzministerium steht: „Alle Automaten, die heute stehen, entsprechen nicht der momentan geltenden Gesetzeslage“, dann müsste doch die MA 36 in der Lage sein, ein Gerät wenigstens auszuschalten, ein einziges. Die Anzeigen sind ja alle da, aber in Wien sind laut MA 36 alle legal. Sie ändern aber gerade auf Bundesebene das Gesetz, weil alle illegal sind. Das passt nicht zusammen! Wer macht einen Schutzschild über die Novomatic und die offenen Fragen, wie viel Geld Sie bekommen ... 

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Herr Stadtrat, ich ersuche Sie, der tatsächlichen Berichtigung nachzukommen. 

StR David Ellensohn (fortsetzend): Sagen Sie, wie viel Geld Sie bekommen haben, dann sind wir wieder eine Spur glücklicher. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Jung. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich freue mich auch über den Besuch aus Meidling. Ich erinnere Sie dran, Ihnen steht eine wichtige Abstimmung über die Marillenalm bevor. 

Zum heutigen, und sehr ernsten Thema: Ich wurde ja mehrfach angesprochen, und kann Ihnen sagen, ich bin nicht für das Kleine Glücksspiel, ich bin ein Gegner des Kleinen Glücksspiels und habe auch meine Meinung nicht geändert. Ich bin aber Mitglied einer größeren Gruppierung, einer Partei, bei der es, so wie bei Ihnen, verschiedene Auffassungen über die Durchführbarkeit von Gesetzen gibt. Bei Ihnen gibt es auch manchmal sogar unterschiedliche Abstimmungen, wie man im Parlament neulich gesehen hat bei Herrn Van der Bellen und einer Kollegin, die anders gestimmt haben als der Klub. Was ich aber durchaus sehe, ist, dass hier ein Schritt in die richtige Richtung geht, und deswegen kann ich mich mit meinem Klub identifizieren, dass hier schärfere Bestimmungen geschaffen werden, dass hier für den Jugendschutz wesentlich, und das sage ich, wesentlich mehr getan wird und dass noch mehr sogar hineinkommen kann, denn so viel ich weiß, ist ja die Novelle jetzt im Nationalrat sogar noch zurückgestellt worden, um hier noch weitere Verbesserungen durchzuführen. Da kann man nicht ganz glücklich sein, aber aus meiner Sicht ist es der Weg in die richtige Richtung. 

Was ich aber hier sehe, ist reiner Populismus auf der grünen Seite. Sie regen sich auf, dass es traurig wäre, dass nur zwei oder ein Redner der jeweils anderen Parteien antreten. Ich erinnere einmal an die Wohnbaudebatte kürzlich, da ging es sehr wohl um soziale Fragen, und da hat sich auch nur ein einziger grüner Redner die Mühe genommen, hier herauszukommen. Und wenn Sie vom traurigen Interesse reden: Ihre Klubobfrau erscheint hier, hält eine 12 Minuten Rede und verschwindet, und ist auch jetzt die ganze Zeit nicht da, und selbst während Ihrer Rede hat sie Zeitung gelesen und Ihnen nicht zugehört. Das ist Faktum, und das können Sie nicht bestreiten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Kollege Ellensohn kommt da mit hochrotem Kopf und sichtlich erregt heraus, um uns vorzuhalten, wie schlecht wir sind, spricht von Parteienkauf und so weiter. Er möchte gerne wissen, was die FPÖ gekriegt hat, und so weiter, es wäre gut, sämtliche Parteispenden offenzulegen, aber nicht nur da, (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Bravo!) aber nicht nur da, und nicht nur in einem Fall. Und jetzt sage ich Ihnen was, wenn Sie wissen hätten sollen, (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Alle anderen auch!) wenn Sie wissen hätten wollen, wie viel die Novomatic der FPÖ für Inserate gezahlt hätte, hätten Sie bloß hineingehen müssen in die Inseratentabelle der NSZ, da sehen Sie, dass eine Seite 5 000 EUR kostet, und wenn es dann drei Inserate sind im heurigen Jahr oder wie viel immer, dann können Sie sich das ausrechnen. Sie glauben doch noch nicht allen Ernstes, den Leuten einreden zu können, dass die Novomatic mit 15 000 EUR eine Partei kaufen kann. Das ist doch reiner Holler und blankester Populismus, den Ihr betreibt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es geht weiter, Herr Kollege, bei der ganzen Geschichte. Sie haben in einer ganz massiven Form Kollegen Lasar angegriffen und nicht einmal ihn, sondern seine Familie. Zum einen, es stimmt auch das nicht, es hat ein Angehöriger seiner Familie einmal eine Kaffeehauskonzession besessen, hat besessen, und mit diesen Kaffeehauskonzessionen waren völlig legal damals Automaten aufgestellt. Aber jetzt frage ich Sie, was hat das mit Kollegen Lasar zu tun, das ist ja die reinste Sippenhaftung, die Sie hier betreiben, und das ist schäbig, das kann ich Ihnen hier sagen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bin an sich nicht derjenige, der dem Kollegen Valentin nach dem Mund redet, aber er hat hier etwas sehr Wahres gesagt. Er hat gesagt: „es ist keine Lüge“, und übrigens, Frau Präsidentin, ich gehe ohnedies davon aus, dass für diese serienweisen Lügenvorwürfe seitens der Grünen ja dann noch der eine oder andere Ordnungsruf im Nachhinein erteilt werden wird. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Aha!) Ja, sicherlich und im Übrigen, Herr Kollege, weil Sie so gescheit sind, Sie haben ja dauernd hineingerufen, „bewusste Lüge“. Eine Lüge ist immer bewusst, schauen Sie einmal vorher nach im Duden, was eine Lüge ist, bevor Sie so was sagen. Wie gesagt, Kollege Valentin hat erklärt, es sei keine Lüge, dass in Oberösterreich 3 000 Automaten stehen und dies nicht geahndet werde. Das stimmt, das ist traurige Wahrheit, aber nicht nur in Oberösterreich, das gibt es auch in Wien, und die Problematik liegt aus meiner Sicht nicht in erster Linie darin, dass man zu wenig Gesetze macht - auch das gehört verbessert -, sondern die Problematik liegt darin, dass sie nicht entsprechend eingehalten werden, und das haben wir der SPÖ schon zur Genüge vorgehalten, gerade im Zusammenhang mit Laska, Prater und so weiter. Hier liegt eindeutig eine Schuld bei der SPÖ-Wien, die sie nicht abstreiten kann. Und vor allem auch, dass mit unfähigen Mitteln kontrolliert wird, auch das ist keine Frage, und es wird nicht hinter die Kulissen der Funktionsweise der Apparate geschaut. Wir hätten hier viel nachzuholen. Wenn das alles geschehen würde, was eigentlich rechtlich schon möglich wäre, dann hätten wir jetzt nicht einmal die Novellierung gebraucht, um es besser zu gestalten, sondern es gäbe schon längst eine ganz andere Situation bei uns in Wien. 

Also, wie gesagt, es ist keine Lüge, dass in Oberösterreich rund 3 000 illegale Automaten stehen. Es ist auch keine Lüge, dass die Grünen in der Landesregierung sind und eine Quasikoalition mit der ÖVP haben, und es ist auch keine Lüge, dass die Grünen dabei zuschauen. Und wenn Sie sich noch so aufregen, Herr Kollege Ellensohn, und wenn Sie sich noch so aufregen, das ist purer Populismus Ihres linken Flügels, der versucht, sich hier zu positionieren, und wie sehr sich Ihre Klubobfrau anscheinend zum Teil auch von Ihnen distanziert, zeigt ja, dass sie gar nicht da ist, und dass Sie Ihnen nicht nur ... (StR David Ellensohn: Sie ist hier!) Ja, da hinten, irgendwo versteckt sie sich, und vorher war sie überhaupt nicht anwesend, wie wir sie aufgerufen haben, das ist die Realität. 

Und jetzt sage ich noch etwas, Herr Kollege Ellensohn: Ihre Methode, sich hier in den Vordergrund zu stellen, ist ja schön und gut, aber Sie schrecken dabei vor nichts zurück. Ich habe gestern einen Anruf des Reporters Anzendorfer vom „Kurier“ bekommen, der mich auf eine Sache angesprochen hat, die im Stadtrat unter Verschluss behandelt wurde, und der mir auf meine Befragung gesagt hat, dass es von den Grünen kam, und Sie können sagen, von wem. Illegal und richtig, oder legal und richtig, es kam von den Grünen, Herr Kollege, egal ob legal und richtig, aber das, was hinausgegangen ist vom Grünen Klub und was der Kurierreporter Anzendorfer zu mir gesagt hat, war, dass Sie eindeutig Verschlussakten hinausgegeben haben. Das ist ihre Art und Weise, mit den Medien zu kommunizieren, und das ist schäbig, das sage ich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. (Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Martin Margulies.) Die Debatte, Herr Kollege, ist geschlossen. Wir kommen nun zur Abstimmung über die vorliegenden Beschlussanträge. 

Der erste Antrag, eingebracht von den Landtagsabgeordneten Claudia Smolik und FreundInnen GrüneN betrifft den Jugendschutz in Automatenlokalen. In formeller Hinsicht beantragt die Grüne Fraktion die sofortige Abstimmung des Antrages. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Stimmen der Grünen Fraktion, der ÖVP und der Freiheitlichen Fraktion fest. Somit ist das die Minderheit und der Antrag ist daher abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag Nr 2, wieder eingebracht von Kollegin Claudia Smolik und FreundInnen Grüne betreffend Verdacht des Verstoßes gegen das Glücksspielmonopol in Automatenlokalen in Wien. In formeller Hinsicht wird auch hier die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Grünen, die ÖVP und die Freiheitliche Fraktion, somit die Minderheit und daher abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung des Antrags Nr 3, eingebracht von Claudia Smolik und FreundInnen Grüne betreffend Überprüfung von Automatenlokalen. In formeller Hinsicht wird auch hier die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für diesen Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Grünen, die Freiheitliche Partei und die ÖVP, somit die Minderheit, und damit ist der Antrag abgelehnt. 

Antrag Nr 4, eingebracht von Landtagsabgeordneter Claudia Smolik und FreundInnen Grüne, betreffend Abhaltung einer Enquete zum Kleinen Glücksspiel. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der Grünen, der ÖVP und der Freiheitlichen Fraktion, somit die Minderheit, und damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag Nr 5, eingebracht von Landtagsabgeordneter Claudia Smolik und FreundInnen Grüne betreffend die Studie zu den sozialen Folgekosten des Kleinen Glücksspiels auch für Wien. In formeller Hinsicht wird auch hier die sofortige Abstimmung des Antrages beantragt. Wer für den Antrag ist, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der Grünen, der ÖVP und der FPÖ, somit ist das die Minderheit und der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag Nr 6, eingebracht von Abg Susanne Jerusalem und FreundInnen Grüne betreffend Schaffung einer altersgerechten Spielsuchtprävention. In formeller Hinsicht wird auch hier die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der Grünen, der ÖVP und Freiheitlichen Fraktion, somit die Minderheit und der Antrag ist damit abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag Nr 7. Eingebracht von Abg Susanne Jerusalem und FreundInnen Grüne Fraktion, betreffend Bereitstellung von Mitteln für Spielsuchttherapieeinrichtungen. In formeller Hinsicht wird auch hier die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der Grünen, der ÖVP und der Freiheitlichen Fraktion, 

das ist die Minderheit, und der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag Nr 8, eingebracht von Abg Dipl-Ing Martin Margulies und FreundInnen der Grünen Fraktion betreffend Offenlegung aller Geldflüsse von Novomatic zu politischen Parteien. In formeller Hinsicht wird auch hier die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. (Zahlreiche Zurufe der GRÜNEN an die anderen Fraktionen.) - Das sind die Stimmen der Grünen, somit die Minderheit und der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung des Antrages Nr 9. Er wurde eingebracht von Abg Dipl-Ing Martin Margulies und FreundInnen der Grünen Fraktion betreffend Nein zur Glücksspielnovelle des Bundes. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung des Antrages beantragt. Wer für diesen Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier die Stimmen der Grünen fest, das ist die Minderheit, und somit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss der Sitzung um 11.35 Uhr.) 

